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Abwägungsvorschläge  

zu den Stellungnahmen aus der öffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs.2 BauGB und 
gem. § 4 Abs.2 BauGB in der Zeit vom 22.12.09 bis 22.01.2010 

 

I.  Anregungen von Bürgern 

1. Hartwig von Garrel GbR, 08.01.2010  (15.06.09) 
2. Hartwig von Garrel GbR, 13.01.2010 
3. Hartwig von Garrel (privat), 18.01.2010 
4. Eheleute Gamers, 12.01.2010 (07.12.09) 
5. Heinrich Poll, 14.01.2010 u. RA Gerwing, 21.01.2010 
6. Von Hammel Getränke, Vorsprache am 15.01.2010 

 

II. Anregungen von Behörden bzw. Trägern öffentlicher Belange 

1. Landwirtschaftskammer Niedersachsen – Forstamt Oldenburg -, 05.01.2010 
2. Kabel Deutschland, 05.01.2010 
3. Samtgemeinde Nordhümmling, 20.01.2010 
4. IHK Oldenburg, 25.01.2010 
5. Landkreis Cloppenburg, 19.01.2010 
6. Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr, 20.01.2010 
7. EWE NETZ, 22.01.2010 
8. Deutsch Telekom, 20.01.2010 
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Hartwig von Garrel GbR vom 08.01.2010 

Bebauungsplan Nr. 201 „Ellerbrocker Straße / Am alten Hafen“ 

Hinweise/Anregungen Abwägungsvorschlag 

 
Zum geplanten Bebauungsplan tragen wir wieder-
holt unsere Bedenken vor. Leider wurden diese in 
der frühzeitigen Bürgerbeteiligung nicht beant-
wortet. Wir fügen unser Schreiben vom 15. Juni 
2009 bei und verweisen vollinhaltlich auf die darin 
enthaltenen Bedenken und Anregungen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Stellungnahme vom 15.06.09 
 
 
Sehr geehrter Herr Wimberg, 
in Ergänzung zu unserem Schreiben vom 29. Mai 
2009 begründen wir unsere Bedenken und Anre-
gungen gegen die Änderungen des Bebauungs-
plans, in dem unser Grundstück liegt. 
 
1. Die Änderung des Bebauungsplans be-

schränkt uns in unseren verfassungsmäßigen 
Grundrechten. Der neue Planungsentwurf 
sieht ein Abriss des vorhandenen Gebäudes 
Moorstraße 28 vor. Dieser Abriss ist von uns 
nicht beabsichtigt, auch ist das Gebäude nicht 
am Ende seiner wirtschaftlichen Nutzungs-
dauer, Es wurden in 2008 noch Investitionen 
getätigt. Der neue Planentwurf sieht keine Va-
riante vor, die das vorhandene Gebäude 
schützt bzw. erhält. Wir fordern die Stadtver-
waltung auf, umgehend einen Entwurf vorzu-
legen, der das vorhandene Gebäude in unver-
änderter Form berücksichtigt. 

 
 
 
 
 
 

 
Die frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB 
dient der Vorstellung von planerischen Konzeptio-
nen in Varianten. Dies wurde auch im vorliegen-
den Falle durch Darstellung der geplanten Knoten-
punktumgestaltung in Alternativen (Kreisverkehrs-
platz und lichtsignalgesteuerte Kreuzung) prakti-
ziert. 
In den politischen Gremien werden dann die vor-
getragenen Anregungen zur Diskussion gestellt 
und über eine Lösung zur Aufnahme in den Ent-
wurf zum Bebauungsplan entschieden. Eine Be-
antwortung der eingegangenen Stellungnahmen 
im Zuge der frühzeitigen Beteiligung sieht das 
BauGB nicht vor und wird auch in der Stadt 
Friesoythe nicht praktiziert. Vielmehr geht die 
Stadt davon aus, dass sich interessierte Bürger im 
Zuge der öffentlichen Auslegung über das Ergeb-
nis der Beratung informieren. 
Nachfolgend wird jedoch nochmals auf die mit 
Stellungnahme vom 15.06.09 vorgebrachten Anre-
gungen eingegangen:   
Die Stellungnahme vom 15.06.09 und die hierzu 
gefertigten Abwägungsvorschläge werden hierbei 
in kursiver Schriftform dargestellt.   
 

 
Abhandlung der vorgetragenen Anregungen 
aus der Stellungnahme vom 15.06.09 
 
 
 
 

 
1. Der Bebauungsplan greift nicht unmittelbar in 

die verfassungsmäßigen Grundrechte ein. Viel-
mehr stellt der Bebauungsplan ein Planungsziel 
zur Umgestaltung und Aufwertung des Ein-
gangsbereiches zur Innenstadt dar. Der Abriss 
des Gebäudes wird im Bebauungsplan nicht 
festgesetzt bzw. gefordert, sondern der Bebau-
ungsplan stellt eine veränderte Bebaubarkeit 
des Grundstückes dar. Die Notwendigkeit zur 
Umgestaltung dieses Bereiches basiert vor 
allem auf der Notwendigkeit, die Verkehrs-
anlagen in diesem Bereich zu optimieren.  
Im Übrigen ist in diesem Zusammenhang darauf 
hinzuweisen, dass nach dem derzeit rechts-
kräftigen Bebauungsplan Nr. 15 a das vorhan-
dene Gebäude von festgesetzten Baugrenzen 
durchschnitten wird.  
Diese Sachverhalte sind dem Grundstücksei-
gentümer seit Ankauf des Grundstücks bekannt 
und es haben hierzu in jüngster Vergangenheit 
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2. Die Stadt ist Eigentümerin des Marktplatzes 
mit einer Fläche von rund 20.000 m2 im An-
schluss an den Kreuzungsbereich Am alten 
Hafen I Moorstraße, es ist nicht nachzuvoll-
ziehen, dass unser Grundstück in der geplan-
ten Form notwendig ist, wenn doch öffentlicher 
Grund und Boden so umfangreich vorhanden 
ist. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

3. Die Gewerberäume im Erdgeschoss des Hau-
ses Moorstraße sind an die Wirtin Katrin Arke-
nau verpachtet. Dieses ist der Stadtverwaltung 
bekannt. Die Änderungen des Bebauungs-
plans beeinflussen diesen Gewerbebetrieb. 
Durch die aktuelle Informationspolitik der 
Stadtverwaltung ist das Gewerbe schon jetzt 
mehrfach in den Schlagzeilen der örtlichen 
Presse. Sollten sich hieraus Umsatzeinbußen 
ergeben und die Pächterin hieraus Ansprüche 
gegen uns geltend machen wollen, verweisen 
wir Sie schon jetzt auf die Schadensersatz-
pflicht der Stadt. 
 

4. Eine Änderung der Verkehrsführung durch 
einen Kreisel an der Straßenkreuzung Moor-
straße, Thüler Straße, Ellerbrocker Straße und 
Am alten Hafen ist nicht notwendig. Die Ver-
kehrsführung wurde vor rund einem Jahr in 
diesem Bereich geändert, Die Unfallstatistik 
wurde dadurch erheblich positiv beeinflusst. 
Der Bebauungsplanentwurf 201 sieht vor, 
dass künftig keine Anbindung mehr der Straße 
Am Hafen an die Ellerbrocker Straße vorge-
sehen ist. Dementsprechend kann auf der 
vorhandenen mittleren Fahrbahn der Ellerbro-
cker Straße a) die Linksabbiegerspur Richtung 
Markhausen in die Spreestraße sowie b) die 
Linksabbiegerspur Richtung Stadtmitte in die 
Straße Am alten Hafen verlagert werden, so 
dass es hier künftig noch zu einer weiteren 
Entspannung (Vermeidung von Rückstaus) 
kommen wird. 

 
 
 
 

bereits mehrere Gespräche stattgefunden. Die 
Stadt beabsichtigt, an ihrem Planungsziel fest-
zuhalten und ggf. den für die Umbaumaßnahme 
erforderlichen Flächenerwerb mit rechtlichen 
Mitteln zu realisiern. 

 
 

 
2. Die Stadt ist zwar Eigentümer des Marktplatzes, 

dieser kommt aber für die geplante Umgestal-
tung des Knotenpunktes nicht in Frage. Eine 
Knotenpunktausgestaltung, egal ob Kreuzung 
oder Kreisverkehrsplatz, unterliegt gewissen 
Zwängen. Solch ein Zwang ergibt sich vor-
nehmlich aus der Geometrie des Knoten-
punktes, und diese ist  nur bedingt modifizier-
bar. Wird dieser Gestaltungsgrundsatz ver-
nachlässigt, so wird es erforderlich, die umge-
benden Trassen, die in den Knotenpunkt mün-
den, großzügig und weiträumig in die Planung 
einzustellen und zu verlegen. Insofern kann der 
Knotenpunkt nicht aus dem vorhandenen Ach-
sensystem der Trassen herausgeschnitten und 
im Bereich des Marktplatzes umgesetzt werden. 
 

3. Ziel der Bauleitplanverfahren ist u.a., die Bevöl-
kerung über anstehende Veränderungen im 
Stadtgebiet zu informieren und deren Meinung 
hierzu einzuholen. Insofern handelt es sich hier 
um ein nach § 3 Abs. 1 BauGB vorgeschriebe-
nes Beteiligungsverfahren. Schadensersatzan-
sprüche können hieraus nicht abgeleitet wer-
den. 

 
 
 
 
 
 

4. Die Umgestaltung des Knotenpunktes und die 
Optimierung des Verkehrsgeschehens in die-
sem Bereich sind aus mehreren Gründen zwin-
gend erforderlich.  
Die Abhängung der Straße Am Hafen erhöht 
zwar den Gestaltungsspielraum und die Ver-
kehrssicherheit in der Ellerbrocker Straße, führt 
aber auch zu einer höheren Belastung des Kno-
tenpunktes Am Alten Hafen / Moorstraße/Thüler 
Straße. Auch ohne Modernisierung des Nahver-
sorgungsstandortes sieht die Stadt die Notwen-
digkeit für diese Maßnahme, da die derzeit 
praktizierte Verkehrsführung Am Hafen - Eller-
brocker Straße mit den Rechtsrein/rechts-raus-
Fahrbeziehungen nicht den gewünschten Erfolg 
brachte.  
Mit dem Neubau des Knotenpunktes Moorstra-
ße/Thüler Straße entstehen mehrere positive 
Effekte. So kann die Bushaltestelle verlegt und 
der Schülerverkehr sicherer organisiert werden. 
Hierdurch wiederum werden die Fußgänger-
Querungsverkehre auf der Ellerbrocker Straße 
reduziert und dies wirkt sich positiv auf den 
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5. Weiterhin besteht die Möglichkeit auf der 
Moorstraße, den Linksabbiegeverkehr in die 
Thüler Straße zu unterbinden und somit eine 
eigene (dritte/zusätzliche) Spur in Fahrtrich-
tung Markhausen nicht mehr neu zu planen. 
Eine Umlenkung des Verkehrs in die Thüler 
Straße über die Spreestraße ist zumutbar. In-
sofern ist der Bebauungsplanentwurf 201 zu 
überarbeiten. Es besteht auch weiterhin nur 
die Notwendigkeit von 2 Fahrspuren vor dem 
Haus Moorstraße 28. Eine neue dritte Spur ist 
dann nicht notwendig. 

 
 
 
 
 

6. Eine Linksabbiegespur auf der Moorstraße in 
die Thüler Straße ist nicht sinnvoll, da der 
Rückstau des Verkehrs auf die Moorstraße 
unvermeidbar Ist. Die Moorstraße wurde - von 
der Stadtverwaltung absichtlich - so eng ge-
plant, dass heute schon LKW-Begegnungs-
verkehr auf der Moorstraße üblicherweise den 
Verkehr zum Erliegen bringt. Aus diesem 
Grunde ist die Errichtung einer dritten Spur in 
dem Kreuzungsbereich nicht sinnvoll. Der Be-
bauungsplanentwurf ist dahingehend zu än-
dern, dass weiterhin nur 2 Spuren in Richtung 
Markhausen auf der Moorstraße verbleiben. 

 
 
 
 
 
 
 

 
7. Die geplante Linksabbiegespur auf der Straße 

Am alten Hafen beeinträchtigt die vorhandene 
Bebauung des Hausgrundstückes Moorstraße 
26 in keiner Welse, so dass bei einer geän-
derten Straßenführung auf der Moorstraße 
unser Grundstück für die neue Verkehrsfüh-
rung (Alternative mit Lichtanlage) insgesamt 
nicht angegriffen werden muss und somit un-
ser Eigentum unangetastet bleiben kann. 

 
 
 
 
 
 

fließenden Verkehr aus. Desweiteren kann 
durch den Kreisverkehrsplatz ein städtebau-
licher Akzent mit Gestaltungsqualität für den 
Eingangsbereich zur kleinteilig strukturierten 
Innenstadt geschaffen werden. Insgesamt  kann  
mit dieser Maßnahme die Leistungsfähigkeit 
und die Sicherheit auf der Moorstraße / Eller-
brocker Straße maßgeblich erhöht werden. 
 

5. Die bestehende Linksabbiegespur in der Moor-
str. Richtung Thüler Str. ist aufgrund der Ver-
kehrsbeziehungen mit ca. 60 Abbiegevorgän-
gen in der morgendlichen bzw. nachmittägli-
chen Spitzenstunde heute und in Zukunft not-
wendig.Eine Aufhebung und Verlagerung dieser 
Verkehrsbeziehung auf die Spreestraße würde 
nicht nur das Problem Richtung Westen ver-
schieben, sondern dürfte auch aus Gründen der 
Leichtigkeit und Sicherheit des Verkehrs aus-
scheiden.  
Mit der vorgesehenen Kreisverkehrsplatzlösung 
könnte dieser Engpass aus verkehrstechnischer 
Sicht unter Berücksichtigung der funktionalen 
Anforderungen und aus stadtgestalterischen 
Überlegungen am besten behoben werden. 
 

6. Die Moorstraße wurde unter Berücksichtigung 
der zur Verfügung stehenden Wegeparzelle, der 
angrenzenden baulichen Substanz und der 
Zwänge der dort erforderlichen Anlagen für un-
terschiedliche Verkehrsteilnehmer in ihrer heuti-
gen Ausgestaltung konzipiert. Die Richtungs-
fahrspuren sind mit 3,0 m für den innerstädti-
schen Durchgangsverkehr auch ausreichend 
bemessen. Diese Fahrbahnbreiten erlauben 
einen reibungslosen Begegnungsverkehr für 
Lkw bei reduzierter Geschwindigkeit,  
Ferner ist anzumerken, dass es nicht Ziel sein 
kann, die Ortsdurchfahrt dergestalt auszubau-
en, dass Lkw-Verkehre mit 50 km/h diese 
Strecke benutzen.  
Das Ziel der Stadt, diese Durchgangsverkehre 
aus der Stadt herauszuhalten, wäre gefährdet 
und die gewünschte Steigerung der Aufenthalts-
qualität in der Innenstadt könnte nicht erreicht 
werden. 

 
7. Wie bereits unter Pkt. 2 ausgeführt, unterliegt 

die Gestaltung von Knotenpunkten gewissen 
geometrischen Prinzipien, die eine Verschie-
bung der Achsen verbieten. Desweiteren kommt 
die Stadt unter Abwägung aller relevanten Ein-
flussfaktoren des Verkehrs zum Ergebnis, dass 
der Kreisverkehrsplatz gegenüber einer lichtsig-
nalgesteuerten Kreuzung enorme Vorteile 
bringt. Auch ist darauf hinzuweisen, dass der 
rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 15 a bereits 
heute auf dem Eckgrundstück Moorstraße 28 
Verkehrsflächen festsetzt, welche bei Umset-
zung dieses Planes zwangsläufig den Abbruch 
des dort befindlichen Gebäudes (Latino) zur 
Folge hätte.   
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8. Grundsätzlich haben wir Bedenken, dass ein 
Verkehrskreisel an der Straßenkreuzung 
MoorstraßeIAm alten Hafen den Verkehr nicht 
verbessern wird. Der Rückstau der einfahren-
den Fahrzeuge wird auch weiterhin bis hin zur 
Stadtmitte und bis zur B72 bleiben, von ver-
kehrsreichen Stoßzeiten gar nicht erst zu 
sprechen. Da auch die Fußgänger und Rad-
fahrer den Kreisverkehrsplatz nutzen müssen, 
ist das fließende Durchfahren immer gestört 
und aufgrund der Trägheit des Verkehrs einer 
Lichtanlage gleichzusetzen. Wir verweisen da-
rauf, dass seit der provisorischen Verkehrsfüh-
rung keine wesentlichen Unfälle mehr zu 
Schäden geführt haben und somit kein Anlass 
für eine Änderung besteht. 

 
 
9. Wir haben die Stadtverwaltung - nach Veröf-

fentlichung der Entwurfsplanung in der Tages-
presse - um ein Gespräch gebeten, in dem 
auch die Pächterin des Gebäudes, Frau Arke-
nau, anwesend war. In diesem Gespräch ha-
ben wir die Stadtverwaltung um Informationen 
gebeten, wie sie sich die Realisierung des Be-
bauungsplanentwurfs 201 vorgestellt hat, da 
das Gebäude in beiden Varianten schließlich 
abgerissen werden muss. Darin stellte sich 
heraus, dass die Stadtverwaltung die Planung 
ohne konkrete Vorstellung hierzu aufgestellt 
hat. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

 
 

8. Mit Verlagerung der Bushaltestelle werden die 
Fußgängerquerungsverkehre, vor allem in den 
kritischen Spitzenstunden, maßgeblich redu-
ziert, so dass die Kreisverkehrslösung einen op-
timalen Verkehrsfluss garantieren wird. Wie be-
reits unter Punkt 7 ausgeführt, durchschneidet 
bereits die Baugrenze nach dem rechtskräftigen 
Bebauungsplan Nr. 15 a das Gebäude gleicher-
maßen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

9. Bei dem hier in Rede stehenden Vorentwurf 
zum Bebauungsplan wurde das Verkehrsprob-
lem thematisiert und als Lösung stellte der Vor-
entwurf zwei Varianten (Kreuzung oder Kreis-
verkehrsplatz) zur Diskussion. Diese Varianten 
stellten Lösungsansätze dar, die aufgrund der 
durchgeführten Verkehrsuntersuchungen zwin-
gend notwendig wurden.  
Wie bereits oben erwähnt, ist Sinn und Zweck 
der frühzeitigen Beteiligungsverfahren zur Bau-
leitplanung, unterschiedliche Lösungen zur Dis-
kussion zu stellen und diese dann einer Abwä-
gung zuzuführen. Zwischenzeitlich wurden die 
verkehrlichen Umgestaltungsmaßnahmen in 
zahlreichen Gesprächen mit den verantwort-
lichen Behörden erörtert und die Kreisverkehrs-
platzlösung bei gleichzeitiger Verlegung der 
Bushaltestelle als die für den Verkehr beste 
Variante anerkannt. Dieser Lösungsansatz fand 
nach weiteren Beratungen in den politischen 
Gremien Niederschlag im Entwurf zum Bebau-
ungsplan. 
Bei Abwägung dieses Sachverhaltes in den 
politischen Gremien wurden alle Belange, wie 
Verkehrssicherheit, Flächenverfügbarkeit, Ein-
griffe in bestehende Bausubstanz und stadt-
gestalterische Aspekte, eingestellt und über-
prüft.  Der Bebauungsplan soll nach erneuter  
Abwägung der vorgetragenen Anregungen und 
nach erfolgtem Satzungsbeschluss in dieser 
Form zeitnah umgesetzt werden. Die Stadt wird 
nun weitere Gespräche mit dem betroffenen 
Grundstückseigentümer anstreben und ver-
suchen, das Grundstück zu erwerben. Sollte 
dies auf dem Verhandlungsweg nicht möglich 
sein, so behält sich die Stadt die Möglichkeit 
vor, den erforderlichen Flächenerwerb ggf.mit 
Rechtsmitteln herbeizuführen. 
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10. Im Bebauungsplanentwurf 201 werden auch 

die Festsetzungen des Grundstücks geändert, 
wie die nachfolgende Aufstellung zeigt: 

 
 

 Bisher rechts-
kräftig 

Entwurf 

A) Nutzung Mischgebiet 
Kern (MK) 

Mischgebiet 
Kern (MK) 

B) GRZ 0,95 0,8 
C) GFZ 2,4 2,0 
D) Geschosse II-III II-III 
E) Bauweise  Geschlossen geschlossen 
F) Sonstige Ausnahme der 

Beschränkun-
gen der „Sperr-
zone“ um die 
Kirche herum, 
insbesondere 
für Vergnü-
gungsstätten 

Beschränkung 
der MK Nut-
zung und zur 
Wohnnutzung 

 
Alleine schon die Herabstufung der Ausnutz-
barkeit durch die GRZ. bedeutet für eine Neu-
bebauung ein Verlust von 15% pro Geschoss. 
Bei der jetzigen Grundstücksfläche von 405 
m2 sind das rund 246 m2 Wohn- und Nutzflä-
che (= 405 m2 x 15% x Effizienzfaktor für 
Konstruktionsflächen 0,9 x 4,5 Geschosse 
vom Keller bis zum ausgebauten Dach). Die-
ses wird durch die Herabsetzung der GFZ 
noch verstärkt. Wir fordern die Stadt zur Bei-
behaltung der bestehenden Festsetzungen auf 
inklusive der Baugrenzen und Baulinien. 
Es besteht überhaupt keine Notwendigkeit zur 
Herabsetzung der Ausnutzbarkeit des Grund-
stücks, Wir haben das Grundstück mit der Ab-
sicht der langfristigen Renditeerzielung erwor-
ben. Diese wird - ohne Grund - beeinträchtigt 
Die Rendite des Grundstücks ergibt sich nicht 
nur aus der derzeitigen Situation, sondern ins-
besondere aus einer Neubebauung mit einem 
angemessenen Branchenmix, wenn die Markt-
situation dafür günstig ist. Die Leerstandsquo-
te auf der Moorstraße ist Ihnen hinreichend 
bekannt. Diese hat sich in den vergangenen 
10 Jahren auch nicht wesentlich geändert. 
Hier ist nicht nur von flukturellem Leerstand, 
sondern bereits von strukturellem Leerstand 
zu sprechen. Bisher hat sich in den letzten 10 
Jahren keine angemessene Mietsituation er-
geben, die eine Neubebauung gerechtfertigt 
hätte. Auch die derzeitige Wirtschaftsentwick-
lung mit der anfangenden Rezession und dem 
Friesoyther gewerblichen Mietmarkt lässt nicht 
erwarten, dass sich dieses kurzfristig ändert, 
Die Neuansiedlungen für Einzelhändler wer-
den sich auf das neue Shop-in-Shop-Konzept 
im Famila·Markt konzentrieren. 
Abschließend merken wir an, dass der derzei-
tige Bebauungsplanentwurf im Bereich unse-
res Grundstücks zum einen uns in den Grund-

 
10. Der Bebauungsplan Nr. 15a wurde in den 

Jahren 1982 - 1988 aufgestellt und erlangte mit 
Datum vom 26.05.1989 Rechtskraft. Dieser Be-
bauungsplan setzt bereits für den Eckbereich 
des Grundstücks eine ca. 70 m² große Fläche 
als öffentliche Verkehrsfläche fest.  
Diese damals beabsichtigte Flächeninanspruch-
nahme wurde aus Gründen der Verkehrssicher-
heit (Sichtdreieck) notwendig und behält ihre Er-
forderlichkeit auch noch nach erfolgtem Einbau 
einer Lichtsignalanlage. Insofern muss festge-
stellt werden, dass die Nutzbarkeit des Grund-
stücks aufgrund dieser Festsetzungen des Be-
bauungsplanes Nr. 15a bereits eingeschränkt 
wird und der Erhalt des Gebäudes diesen Fest-
setzungen widerspricht. Für den Bebauungs-
plan Nr. 15a gelten die Regelungen der 
BauNVO 1977. Demnach wäre in einem Kern-
gebiet gem. § 17 BauNVO bei einer dreige-
schossigen Bebauung eine max. GRZ von 1,0 
und eine GFZ von 2,0 zulässig. Eine Erhöhung 
dieser Werte ist nur zulässig, wenn diese 
städtebaulich begründet ist. Mit Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 201 würden die Rege-
lungen der BauNVO 1990 anwendbar sein. Dort 
werden für Kerngebiete unter § 17 die 
Höchstmaße für die GRZ mit 1,0 und die der 
GFZ mit 3,0 angegeben, ohne Bezug auf die 
Zahl der zulässigen Geschosse.  
Betrachtet man die Nutzbarkeit des künftigen 
Baugrundstückes (Flurstück 296/1) mit einer 
Größe von ca. 200 – 210 m², so stellt sich die 
Frage nach einer eigenständigen Bebauung oh-
nehin. Vielmehr vertritt die Stadt die Auffas-
sung, dass dieser Eckbereich nur durch eine 
grundsätzliche Neuordnung der Eigentumsver-
hältnisse zu einer wirtschaftlich akzeptablen 
und städtebaulich vernünftigen Lösung führen 
wird.  
Die Stadt vertritt zudem die Auffassung, dass 
eine GRZ von 0,8 mit der Überschreitung auf 
1,0 durch Stellplätze und Nebenanlagen keine 
Verschlechterung der Ausnutzbarkeit gegen-
über den heutigen Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes Nr. 15a mit sich bringt.  
Die Stadt wird im weiteren Verfahren mit den 
betroffenen Grundstückseigentümern Gesprä-
che führen, um für den neu zu gestaltenden 
Eckbereich eine städtebaulich verträgliche Lö-
sung zu erzielen. 
Durch die mit der Bauleitplanung verfolgte Mo-
dernisierung des Einzelhandelsstandortes am 
Hafen, die Neugestaltung des Knotenpunktes 
und die städtebauliche Aufwertung des Ein-
gangsbereiches verspricht sich die Stadt auch 
eine Attraktivitätssteigerung für die Geschäfts-
lage Moorstraße. Höhere Kundenfrequenzen in 
unmittelbarer Nachbarschaft können zu einer 
Stabilisierung dieser Geschäftslage beitragen.  
Die Einschätzung zur Einschränkung der 
Grundrechte mit der Folge von unwirtschaft-
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rechten einschränkt und zum anderen unwirt-
schaftliche Änderungen herbeigeführt werden, 
die nur eine Verlagerung der bestehenden 
Probleme zur Folge haben wird. Wir werden 
die Änderung in unserm Grundstücksbereich 
nicht widerstandslos hinnehmen und kündigen 
schon jetzt rechtliche Schritte an. Wir scheuen 
uns nicht, auch vor Gericht die Änderungen 
klären zu lassen, Wir haben in diesem Schrei-
ben dargelegt, dass unser Grundstück unbe-
rührt bleiben kann und somit der bestehende 
Bebauungsplan Nr. 15a gar nicht geändert 
werden muss. Wir fordern die Stadtverwaltung 
auf, den Bereich unseres Grundstücks aus 
dem Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 201 
herauszunehmen oder im PIangebiet mit den 
gleichen bisherigen Festsetzungen bestehen 
zu lassen sowie unser Grundstück gar nicht im 
Plan zu verändern.  
 

 
11. Weiterhin behalten wir uns sämtliche Rechte 

vor, von der Stadt Friesoythe Schadensersatz 
zu fordern im Hinblick auf Ansprüche Dritter 
gegen uns als auch eigene Ansprache wie 
Auslagen und Zeitaufwendungen. Diese 
werden wir ebenfalls notfalls gerichtlich 
einfordern. Es mag der Stadt vielleicht 
entgangen sein, dass das Hausgrundstück 
Moorstraße 28 sowohl verpachtet ist als auch 
mit dinglichen Rechten besichert sind. 
Sämtliche Konsequenzen werden wir der 
Stadtverwaltung weiterbelasten, 

 
 

 
 
 
 

12. Eine Stellungnahme der Stadtverwaltung zu 
unseren Anmerkungen in diesem Schreiben 
wollen Sie uns bitte an die obige Postanschrift 
senden. Begründbare Ablehnungen gegen die 
vorgetragenen Bedenken und Anregungen in 
diesem Widerspruch wollen Sie uns unter 
Offenlegung der Tatsachen ausführlich schil-
dern. Wir werden kein "so ist es halt' hinneh-
men. Auch verlangen wir die Offenlegung der 
Verkehrsstatistiken, der Alternativplanungen 
und des entsprechenden Gutachtens. 

 
Gerne stehen wir der Stadtverwaltung und dem 
Stadtrat zur ausführlichen Diskussion der oben 
genannten Punkte sowie aller anderen Aspekte 
zur Verfügung. Wir bitten um eine wohlwollende 
Prüfung unser Bedenken und Anregungen. Den 
Eingang dieses Schreibens wollen Sie uns bitte 
kurzfristig bestätigen sowie Ihre Stellungnahme 
zu diesem Schreiben zeitnah zur Verfügung stel-
len. 
Mit freundlichen Grüßen 
Hartwig von Garrel GbR 

lichen Änderungen für den Grundstückseigen-
tümer wird seitens der Stadt nicht geteilt, da be-
reits heute der Bebauungsplan mit seinen Fest-
setzungen den Bestand in Frage stellt. Dieser 
Sachverhalt war dem Eigentümer zum Zeitpunkt 
des Flächenerwerbs bekannt. Die vorzufinden-
de Ecksituation stellt sich bereits heute als 
städtebaulich wenig geordneter Bereich mit De-
fiziten im Verkehrsraum dar. Insofern erachtet 
die Stadt die vorgesehenen Umgestaltungs-
maßnahmen nicht nur als wünschenswert, 
sondern als zwingend notwendig. Eine umsetz-
bare und dem Stadtbild Rechnung tragende 
bauliche Entwicklung des Eckbereiches kann 
aus Sicht der Stadt ohnehin nur durch Mitwir-
kungsbereitschaft der dort vertretenen Grund-
eigentümer realisiert werden. Die Stadt wird 
versuchen, diesen Prozess positiv zu begleiten 
und für eine gemeinsame Neugestaltung des 
Eckbereiches eintreten. 

 
11. Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes 

wird der Eigentümer nicht in seinen Rechten 
eingeschränkt, da genehmigte und ausgeübte 
Nutzungen dem Bestandsschutz unterliegen. 
Schadenersatzansprüche können alleine wegen 
der Aufstellung des Bebauungsplanes seitens 
des betroffenen Grundeigentümers nicht gel-
tend gemacht werden. Der Stadt muss es auch 
im Interessse einer zeitgemäßen Stadtentwick-
lung nicht nur möglich sein, sondern sie ist gem. 
§ 1 Abs. 1 BauGB sogar dazu verpflichtet, 
Überlegungen zur Verbesserung der verkehrli-
chen Situation, zur Stadtgestalt und zur Moder-
nisierung der Einzelhandelsangebote anzustel-
len und diese Ziele durch entsprechende Bau-
leitplanungen planungsrechtlich vorzubereiten 
bzw. abzusichern.   

 
12. Die Stadt hat den Eigentümer im erforderlichen 

Maße über das weitere Bauleitplanverfahren in-
formiert, hierzu gehört auch die Offenlegung der 
entsprechenden Fachgutachten. Diese wurden 
im Zuge der öffentlichen Auslegung zu jeder-
manns Einsicht bereitgehalten bzw. waren unter 
Planbeteiligungen auf der Homepage der Stadt 
Friesoythe einsehbar. Darüberhinaus haben 
zwischenzeitlich Gespräche mit dem betroffe-
nen Grundstückseigentümer stattgefunden. Die 
Stadt wird diese Gespräche nun zeitnah fort-
setzen, um die Vorraussetzungen für die Um-
setzung der Maßnahmen  zu schaffen.  
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2. Wir geben zu bedenken, dass durch die ge-
plante Änderung wieder nur ein Teil der Ver-
kehrsführung in Friesoythe geändert wird, 
ohne ein vollständiges, in sich schlüssiges 
Konzept zu verfolgen. Durch die Anlegung 
eines Kreisverkehrsplatzes im Bereich der 
Abfahrt der B72 sowie die Anbindung des 
"famila"-Geländes wird eine Entlastung der 
Kreuzung Moorstraße I Thüler Str. bewirken, 
die eine Anlegung eines zweiten Kreisels im 
Bereich Moorstraße I Thüler Str. überflüssig 
macht. Insbesondere die ungünstigen Ampel-
schaltungen im Bereich Hafen und Stadtmitte 
verursachen Verkehrsstörungen, die ohne 
großen Aufwand verhindert werden könnten. 
Die Straßenbaubehörde teilte uns mit, dass 
seit rund 1,5 Jahren keine Unfälle mit Perso-
nenschaden stattfanden. Auch insoweit ist 
eine Änderung der Verkehrssituation an der 
Kreuzung Moorstraße I Thüler Str. nicht 
notwendig. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

3. Wir geben weiterhin zu bedenken, dass die Im-
plementierung eines Kreisverkehrsplatzes im 
Rahmen des kürzlich abgeschlossenen Sanie-
rungsverfahrens hätte geklärt werden können. 
Als die Stadt Friesoythe 1999 Gelegenheit 
hatte, das Grundstück Moorstraße 28 zu er-
werben, hat diese den Kauf abgelehnt. Somit 
haben wir darauf vertraut, dass es zu keiner 
Änderung kommt, obwohl die Stadt Friesoythe 
schon damals Handelsnutzungen am Hafen 
geplant I zugelassen hatte. 

2.  Die Stadt Friesoythe verfolgt seit Jahren ein 
Gesamtverkehrskonzept. Maßgebliche Grund-
lage hierfür ist der Verkehrsentwicklungsplan 
aus dem Jahre 2004 der Ingenieuergemein-
schaft Dr.Ing. Schubert aus Hannover. Dort 
wurde das gesamte Verkehrsnetz der Stadt 
Friesoythe untersucht und langfristige Maß-
nahmen zur küftigen Ausgestaltung aufgezeigt. 
Die Stadt verfolgt seit diesem Zeitpunkt kon-
sequent die Verbesserung der verkehrlichen 
Situation im Stadtgebiet. Als wichtiger Erfolg 
kann hierbei die Realisierung der beiden Teil-
stücke der Umgehungsstraße  (Nord-Ost und 
Süd-Ost) gewertet werden. Derzeit bereitet die 
Stadt die Umgehungsstraße Südwest vor. Erst 
mit Realisierung dieser innenstadtnahen Ent-
lastungsstraßen ergibt sich die Möglichkeit, un-
gewollte Durchgangsverkehre aus dem Stadt-
gebiet fernzuhalten. 
Auch ist die Stadt seit Jahren bemüht die in-
nerstädtischen Verkehrsanlagen entsprechend 
den verkehrlichen Gegebenheiten sowohl ver-
kehrstechnisch als auch gestalterisch zu ver-
bessern bzw. aufzuwerten. Ein Prinzip bildet 
bei diesem Konzept die Anlage von Kreisver-
kehrsplätzen im Stadtgebiet, um so den später 
überwiegend im Stadtgebiet anzutreffenden 
Ziel- und Quellverkehren unter besonderer Be-
rücksichtigung der Belange von Fußgängern 
und Radfahrern entsprechen zu können. Mit 
diesen Maßnahmen gehen gestalterische Auf-
wertungen im Verkehrsraum einher. In dieses 
Prinzip fügt sich die hier vorliegende Umge-
staltungsmaßnahme der Ellerbrocker Straße 
konsequent ein. 
Die Neugestaltung des Knotenpunktes Thüler 
Str./Moorstr./Am alten Hafen wird nicht nur we-
gen der Modernisierung des Einzelhandels-
standortes notwendig. Vielmehr stellt sich die-
ser Bereich, der seit Jahren mit „Provisorien“ 
versucht, den Anforderungen des dort auftre-
tenden Verkehrs gerecht zu werden, als ein 
Handlungsschwerpunkt im gesamtstädtischen 
Verkehrskonzept dar. Die vorgeschlagene al-
leinige Anbindung des Einkaufszentrums „Alter 
Hafen“ über den westlichen Kreisverkehrsplatz 
würde dem Innenstadtkonzept zum Einzelhan-
del widersprechen und den Standort von der 
Innenstadt ungewollt trennen. 

 
3.  Wie unter Punkt 2 dargelegt, verfolgt die Stadt 

die Umsetzung des gesamtstädtischen Ver-
kehrskonzeptes seit Ende der 90er Jahre und 
konnte hierbei auch schon maßgebliche Ziele 
erreichen. Die Umsetzung kann jedoch nur in 
Stufen und in Abstimmung mit den Landes-
behörden bzw. dem Landkreis erfolgen. Die 
Maßnahmen müssen vor allem den Anforde-
rungen des Verkehrs der klassifizierten Stra-
ßen (Landes- und Kreisstraßen) entsprechen. 
Im Jahre 1999 waren die Voraussetzungen 
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Insbesondere ist die Implementierung eines 
Kreisverkehrsplatzes auf dem öffentlichen 
Grundstück Hafenplatz möglich, ohne dass 
Gebäude abgerissen werden müssen. Ent-
sprechende Vorschläge sind Ihnen bekannt. 
Hier wäre dann auch eine Anbindung des 
»LIDL" Marktes und der Tankstelle möglich. 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
4. Wir beabsichtigen nicht, das Grundstück zu 

verkaufen. Die bauliche Ausnutzbarkeit des 
Grundstücks des zurzeit gültigen Bebauungs-
plans Nr. 15a soll unverändert erhalten blei-
ben. Die geplanten Änderungen des Bebau-
ungsplans Nr. 15a sowie die damit einher-
gehenden Änderungen des Flächennutzungs-
plans dienen nicht dem öffentlichen Interesse, 
sondem nur den Interessen Einzelner. Inso-
weit ist die Änderung unzulässig. 

 
 
 
 
 
 
 
5. Eine weitere verkehrliche Entlastung würde 

stattfinden, wenn endlich die Innenstadt für 
den "durchfahrenden" Schwerlastverkehr ge-
sperrt würde. Die heutige Bundesstraße 72 
wurde Ende der 1960er Jahre zur Entlastung 
der Innenstadt gebaut und könnte durch eine 
einfache Beschilderung an den Ring der 
Entlastungsstraßen angebunden werden. Der 
Schwerlastverkehr könnte somit um 
Friesoythe herumgeführt werden. Es ist unver-
ständlich, dass angeblich die Zuständigkeit 
verschiedener Behörden dieses nicht möglich 
machen sollte. 

 
6. Wir bitten, die vorgenannten und beigefügten 

Bedenken und Anregungen entsprechend zu 
berücksichtigen. Weiterhin fordem wir Sie auf, 
die Planungen hinsichtlich des Bebauungs-
plans Nr. 15a nicht weiter zu verfolgen und 
den zurzeit gültigen Bebauungsplan unverän-
dert bestehen zu lassen. 

zum Umbau dieses Streckenabschnittes der 
Ellerbrocker Straße noch nicht geschaffen und 
dementsprechend hat die Stadt zum dama-
ligen Zeitpunkt ihr Vorkaufsrecht nicht im vol-
len Umfang ausgeübt. Der Erwerber wurde da-
mals aber auf die Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes hingewiesen und ihm wurde signa-
lisiert, dass hieraus Konsequenzen entstehen 
können. 
Eine Neugestaltung und Verschiebung des 
Knotenpunktes auf die öffentliche Fläche des 
Marktplatzes ist wegen der Knotenpunktgeo-
metrie nicht möglich und würde darüberhinaus 
eine umfangreiche Neugestaltung weiterer Be-
reiche im Umfeld nach sich ziehen. 

 
4. Diese Haltung ist der Stadt seit dem letzten 

Gespräch bekannt. Die Stadt wird aber an der 
Planung festhalten und falls ein Grunderwerb 
auf dem Verhandlungsweg nicht realisierbar 
sein sollte, wird die Stadt ggf. auch ihre recht-
lichen Möglichkeiten zur Flächenübertragung 
in Anspruch nehmen. Die Vermutung/Behaup-
tung, mit dem Bebauungsplan Nr. 201 werden 
Interessen Einzelner begünstigt, ist unzutref-
fend. Vielmehr möchte die Stadt mit dem vor-
liegendem Plan nicht nur die zwingend gebo-
tene Modernisierung des Einzelhandelsstand-
ortes „Am Hafen“ ermöglichen, sondern ver-
folgt hiermit neben einer Verbesserung der 
verkehrlichen Situation auch gestalterische 
Ziele.  

 
5. Die geforderte Sperrung der Innenstadt für den 

Durchgangsverkehr von Schwerlastfahrzeugen 
ist derzeit noch nicht möglich, da die Voraus-
setzungen hierfür (Vervollständigung des Ent-
lastungsstraßenringes) noch nicht gegeben 
sind. Wie aber oben geschildert, schafft die 
Stadt die Voraussetzungen hierfür und wird 
diese Maßnahme  nach Bau der Südwest-Um-
gehung umsetzen. In jüngster Vergangenheit 
wurde die Einleitung eines hierfür erforder-
lichen Planfeststellungsverfahren für den be-
sagten Streckenabschnitt beim Landkreis be-
antragt. 

 
6. Die Neugestaltung des Knotenpunktes Moor-

straße/Thüler Straße ist wichtiger Bestandteil 
des Bebauungsplanes und wird auch im In-
teresse der konsequenten Umsetzung der Zie-
le des Verkehrskonzeptes in der vorliegenden 
Art weiterverfolgt. Insofern wird der Geltungs-
bereich zum Bebauungsplan Nr. 201 mit 
teilweiser Änderung des Bebauungsplanes Nr. 
15 a unverändert beibehalten.  
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Hartwig von Garrel GbR vom 13.01.2010 

Bebauungsplan Nr. 201 „Ellerbrocker Straße / Am alten Hafen“ 

Hinweise/Anregungen Abwägungsvorschlag 

Zu unseren bisherigen Bedenken und Anregun-
gen fügen wir weiter an: 
 
1. Die Stadt Friesoythe legte ein Fachgutachten 

des Ingenieurbüros Dr. Schwerdhelm & Tjar-
des GbR vom August 2009 den bisherigen 
Planungen des Bebauungsplans 201 zugrun-
de. Dieses Gutachten ist in Teilen nicht richtig. 
Daher führt es auch zu unrichtigen Empfeh-
lungen und Annahmen für den geplanten Be-
bauungsplan Nr. 201. 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
2. Das Gutachten untersucht in nur einer einzi-

gen Variante (siehe Punkt 2.5.2.2) den Erhalt 
des Gebäudes Moorstraße 28 in Friesoythe. 
Der notwendige Grunderwerb Moorstraße 28 
wird in keiner Variante berücksichtigt. Insoweit 
ist das Gutachten nicht richtig, weshalb es 
auch zu Empfehlungen gelangt, die nicht alle 
Aspekte beinhalten. Weiterhin ist die Verle-
gung des Bushalteplatzes im Gutachten nicht 
ausreichend in den untersuchten Varianten 
berücksichtigt. Die zusätzliche Anbindung des 
famiIa-Neubaus über die Weserstraße an den 
Knotenpunkt 3 (B72/Ellerbrocker Str.) wird 
ebenfalls nicht ausreichend in den Varianten 
berücksichtigt. 

 
 
 
3. In dem Fachgutachten wird die Verkehrsfüh-

rung über die Sedelsberger Straße gar nicht 
berücksichtigt. Insoweit können die untersuch-
ten Varianten auch nicht richtig sein. Wieder 
einmal wird nur ein Teil der Friesoyther Ver-
kehrssituation beleuchtet und nicht ein ganz-
heitliches Konzept erstellt. 

 
4. Wir fordern die Stadt Friesoythe auf, das Gut-

achten ergänzen zu lassen unter Berücksich-
tigung des Gebäudebestands sowie Erhalt des 
Gebäudes Moorstraße 28, Verkehrsführung 
über den Knotenpunkt 3 (B72/Ellerbrocker Str. 
3) UND der Verlegung des Bushalteplatzes an 
die Ellerbrocker Straße bzw. Spreestraße. 

 
 
 
 

 

 
1.  Die Stadt hat dieses Gutachten zum Zwecke 

der aktuellen Erfassung der Verkehrsströme 
auf der Ellerbrocker Straße und den hieran an-
schließenden Straßenzügen in Auftrag gege-
ben. In einem zweiten Schritt wurden Vor-
schläge zur Optimierung des Verkehrsgesche-
hens abgeleitet und mit den Fachbehörden 
diskutiert. Alle untersuchten Varianten wurden 
visualisiert, um deren Wirkungen abschätzen 
zu können. Die Behauptung, das Gutachten 
enthalte Defizite, kann nicht nachvollzogen 
bzw. akzeptiert werden. Diese Behauptung 
würde nicht nur den Gutachter in Misskredit 
bringen, sondern auch bedeuten, dass die be-
teiligten Fachbehörden unsachgemäß gearbei-
tet hätten. 

 
2. Im Zuge der Gutachtenerstellung wurden alle 

erdenklichen Varianten  untersucht und disku-
tiert. Im Ergebnisbericht werden mindestens 
10 Varianten dargestellt bzw. beschrieben. 
Auch die Verlegung der Bushaltestelle, die 
nach langen Verhandlungen mit den Verkehrs-
betrieben und den Verkehrsbehörden nun an 
die Südseite der Ellerbrocker Straße bzw. an 
die Thüler Straße verlegt wird, war Gegen-
stand der Untersuchungen. Diese Umgestal-
tungsmaßnahmen wurden darüber hinaus in 
verkehrstechnische Vorentwürfe durch ein 
weiteres Fachbüro umgesetzt und mit den 
zuständigen Behörden erneut abgestimmt. 
Insofern kann die Behauptung auf 
unvollständige Beleuchtung des Themas 
Verkehr nicht aufrecht erhalten werden. 

 
3. Das zitierte Gutachten stellt eine Aktualisierung 

und Konkretisierung des Gutachtens aus dem 
Jahre 2004 (Verkehrsentwicklungsplan für das 
gesamte Stadtgebiet) für einen Teilbereich des 
städtischen Straßennetzes dar und kann sich 
somit auf den Straßenzug Ellerbrocker Straße 
mit angrenzenden Straßen beschränken.     

 
4.  Das Gutachten gilt als mit den verantwortlichen 

Fachbehörden abgestimmt und wird nicht 
nachträglich aktualisiert bzw. ergänzt. Im Gut-
achten sind alle relevanten Varianten unter-
sucht worden. Die dort formulierten Vorschläge 
wurden zwischenzeitlich in Abstimmung mit 
den Verkehrsbehörden in konkrete straßenbau-
technische Vorentwürfe eingearbeitet, die die 
Grundlage für den Entwurf zum Bebauungs-
plan Nr. 201 bilden. 

 



 

 
Seite 10 

 

5. Es besteht die Möglichkeit, im Bereich der (jet-
zigen) Bushaltestelle/ZOB den Kreisverkehrs-
platz anzulegen. Hier steht ausreichend öffent-
licher Grund und Boden zur Verfügung. Eine 
Anbindung LIDL und Tankstelle wäre dann 
auch sofort möglich. Alternativ kann die bis-
herige Verkehrsführung und Ampelschaltung 
geändert werden, so dass eine Optimierung 
erfolgen kann. Wir verweisen auf unsere bis-
herigen Vorschläge und Anregungen (z.B. die 
Einfahrt in die Thüler Str. von der Moorstr. ab-
zustellen, dann könnte auf der Moorstr. eine 
Rechtsabbiege- und eine Geradeausspur ver-
bleiben. Der Verkehr in die Thüler Str. könnte 
über die Spreestr. geführt werden). Es gibt un-
ter Berücksichtigung der vorgenannten Annah-
men (Erhalt des Gebäudes Moorstr. 28, Ver-
kehrsführung über die Weserstr. zum Knoten-
punkt 3 und Verlagerung der bisherigen Bus-
haltestelle/ZOB) sicherlich weitere Alternati-
ven, die von den Gutachtern erarbeitet werden 
können. 

 

6. Weitere Bedenken und Anregungen werden 
wir nach Einsicht des Ergänzungsgutachtens 
vorbringen, sofern notwendig. Das vorliegende 
Fachgutachten wollen Sie uns bitte in Kopie 
zur Verfügung stellen,  damit wir es einem ent-
sprechenden Sachverständigen zur Prüfung 
vorlegen können. Weitere Bedenken und Anr-
egungen ergeben sich dann aus der Prüfung, 
die wir danach vorbringen werden. 

 
7. Die Ausweisung des öffentlichen Parkplatzes 

"Hafen", belegen zwischen den Straßen Am 
Hafen und Am alten Hafen, trägt im Plan die 
Bezeichnung "FAM". Diese Fläche muss un-
bedingt als öffentliche Fläche ausgewiesen 
werden. Die Friesoyther Bürger haben An-
spruch darauf, diese Parkfläche kostenlos und 
nach Belieben - wie bisher - zu benutzen. Die 
Planung ist hier zu ändern.  

 
 
 
 

 
8. Wir bitten, die vorgenannten und beigefügten 

Bedenken und Anregungen entsprechend zu 
berücksichtigen. Weiterhin fordern wir Sie auf, 
die Planungen hinsichtlich des Bebauungs-
plans Nr. 15a nicht weiter zu verfolgen und 
den zurzeit gültigen Bebauungsplan unverän-
dert bestehen zu lassen. Sollte die Aufstellung 
des Bebauungsplans Nr. 201 in der jetzigen 
Form weiter vorangetrieben werden, weisen 
wir schon jetzt auf die Rechtsfolgen und 
Schadensersatzansprüche hin. 

 
 
 
 
 

5. Die Anlage des Kreisverkehrsplatzes auf dem 
Marktplatz scheidet, wie oben mehrfach erör-
tert, aus Gründen der Kotenpunkt-Geometrie  
ebenso wie aufgrund der zu berücksichtigen-
den Verkehrsbeziehungen aus. 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
6. Die Ergebnisse des Gutachtens werden nicht 

mehr ergänzt, da der Abstimmungsprozess auf 
fachlicher Ebene zwischenzeitlich einen relativ 
hohen Detaillierungsgrad erreicht hat und neue 
Erkenntnisse bei nochmaliger Diskussion der 
Ergebnisse nicht zu erwarten sind. 

 
 

 
 
7. Der nördliche Teil des Parkplatzes „Am alten 

Hafen“ bleibt weiterhin unverändert als öffentli-
che Fläche erhalten. Im südlichen Bereich wird 
eine Neuorganisation der Stellplatzanlage bei 
gleichzeitiger gestalterischer Aufwertung des 
Bereichs erforderlich. Diese Maßnahme geht 
kostenmäßig zu Lasten der Bünting-Gruppe 
und der Parkplatz wird künftig auch in die Un-
terhaltungspflicht der Bünting-Gruppe überge-
hen. Allerdings steht der Parkplatz auch künftig  
der Öffentlichkeit zur Verfügung. Diese Nut-
zungsrechte für die Öffentlichkeit werden im  
städtebaulichen Vertrag fesrgeschrieben. 

 

8.  Die Stadt hält an den im Entwurf enthaltenen 
Zielen zur Umgestaltung der Verkehrsanlagen 
fest und wird dementsprechend den Geltungs-
bereich unverändert aufrechterhalten. Scha-
densersatzansprüche mit Aussicht auf Erfolg 
sind in Anbetracht der oben dargelegten Abwä-
gungssachverhalte nicht erkennbar. 
Die Neugestaltung des Knotenpunktes Moor-
str./Thüler Str. ist wichtiger Bestandteil des Be-
bauungsplans und wird auch im Interesse der 
konsequenten Umsetzung der Ziele des Ver-
kehrskonzepts in der vorliegenden Art weiter-
verfolgt. Insofern wird der Geltungsbereich 
zum Bebauungsplan Nr. 201 mit teilweiser Än-
derung des Bebauungsplans Nr. 15a unverän-
dert beibehalten.  
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Eine Kopie dieses Schreibens erhält das vorge-
nannte Ingenieurbüro zur Kenntnis. Wir behalten 
uns Schadensersatzansprüche gegenüber der 
Gutachterfirma im Hinblick der Dritthaftung des 
Fachgutachtens vor. 
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Hartwig von Garrel vom 18.01.2010 

Bebauungsplan Nr. 201 „Ellerbrocker Straße / Am alten Hafen“ 

Hinweise/Anregungen Abwägungsvorschlag 

 
1. Als Friesoyther Bürger möchte ich zum Aus-

druck bringen, dass ich für den Erhalt der ge-
schichtsträchtigen gutgehenden Gaststätte 
„Latino" plädiere. 

 
 
 
 
2. Die aufstehende Gaststätte ist ein Voller-

werbsbetrieb. 
 
 
 
 
 
 
3. Die Anlegung eines Kreisverkehrsplatzes ver-

bessert nicht die Verkehrssituation, solange es 
für die Innenstadt kein ganzheitliches Ver-
kehrskonzept gibt, insbesondere Marktplatz 
vor der Kirche. 

 
 
 
4. Die Erschließung / verkehrliche Anbindung 

Tankstelle bft und Discounter Lidl fehlen. 
 
 
 
 
5. Der Fußgängerüberweg „Bedarfsampel'' direkt 

vor dem Kreisel behindert den Verkehrsfluss. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
6. Ein Kreisverkehrsplatz kann an der östlichen 

Seite der Moorstraße bzw. Ellerbrocker Straße 
angelegt werden, er ist nicht zwingend auf 
dem Grundstück Moorstraße 28.  

 
 
 
7. Das Gutachten für die Verkehrsführungen ist 

fehlerhaft. Es soll z.B. der ZOB aufgehoben 
werden, dann kann die Straße "Am alten Ha-
fen" um einige Meter in südliche Richtung ver-
legt werden. Die gesamte Kreuzung wird dann 
übersichtlicher und das Grundstück Moorstr. 
28 mit „Latino" bleibt unberührt und damit 
auch der B·Plan Nr. 15a. Diese Variante wäre 
u.a. z.B. im Gutachten erforderlich gewesen. 

 
1. Der Erhalt des Latino im derzeitigen Zustand 

ist aufgrund der erforderlichen Neugestaltung 
des Knotenpunktes nicht möglich. Im Übrigen 
ist darauf zu verweisen, dass bereits die Fest-
setzungen des rechtskräftigen Bebauungs-
plans Nr. 15 a in den baulichen Bestand des 
Gebäudes eingreifen.  

 
2.  Dieser Sachverhalt ist der Stadt bekannt. Im 

Zuge der Umgestaltung der Verkehrsanlagen 
biete sich die Neuordnung und Aufwertung des 
Eckbereiches gerade an. Nach Auffassung der 
Stadt kann dort eine attraktive Neubebauung 
mit Räumlichkeiten für einen gastronomischen 
Betrieb entstehen. 

 
3. Für die Gesamtstadt existiert ein verkehrliches 

Gesamtkonzept aus dem Jahre 2004. Die dort 
formulierten Ziele werden seit Ende der 90 er 
Jahre konsequent umgesetzt. Die beabsich-
tigte Umgestaltung der Ellerbrocker Straße 
fügt sich in dieses Gesamtkonzept als ein 
weiterer Baustein ein. 

 
4. Die erwähnten Anbindungen der beiden Betrie-

be wurde im vorliegendem Entwurf zur Umge-
staltung der Ellerbrocker Straße in vollen Um-
fang berücksichtigt und sind dementsprechend 
auch in den Bebauungsplan eingeflossen. 

 
5.  Die Bedarfsampel an der Ellerbrocker Straße 

ist auch weiterhin zwingend erforderlich, um 
Fußgängern eine sichere Querungsmöglichkeit 
zwischen den beiden Verkaufsstätten (Lidl und 
Famila) anbieten zu können. Die Wirkung die-
ser Ampel auf den fließenden Verkehr war 
Gegenstand der Visualisierung im Gutachten. 
Im Ergebnis konnten keine Anhaltspunkte für 
nicht hinnehmbare Beeinträchtigungen des 
fließenden Verkehrs festgestellt werden. 

 
6.  Die Geometrie des Kreisverkehrsplatzes ist 

das Ergebnis umfangreicher Untersuchungen 
und Abstimmungen mit den Verkehrsbehör-
den. In Anbetracht der Lage der einmünden-
den Straßen ist die geforderte Verlegung des 
Platzes nicht möglich. 

 
7. Die geforderte Verlagerung des Kreisverkehrs-

platzes auf den Marktplatz wurde im Gutach-
ten untersucht, scheidet aber aus verkehrs-
technischen Gründen aus.  
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8. Das Anlegen eines Kreisels an der Abfahrt 

Bundesstraße 72 ist völlig ausreichend für die 
Interessen des Betreibers "Famila-Markt". Hier 
kann die Entwicklung abgewartet werden, ob 
auf Dauer ein weiterer Kreisel "Am alten Ha-
fen" erforderlich wird. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
9. Die bisherigen gültigen Planungen B-Plan Nr. 

15a weisen eine höhere Nutzbarkeit aus. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
10. Die jetzige Verkehrsführung Am alten Ha-

fen/Ellerbrocker Straße ist sehr flüssig und seit 
ca. 1,5 Jahre laut Angaben der Straßenbau-
behörde ohne Unfallverletzte. Ob dieses bei 
Anlegung eines Kreisels an dieser Stelle so 
bleibt, dagegen gibt es starke Bedenken. 

 
 
 
 
 
11.Eine Änderung des Flächennutzungsplans und 

Bebauungsplans zu Gunsten eines Einzelnen 
Antragstellers dürfte fraglich bzw. nicht erlaubt 
sein. 

 
 
 
 

 
8.  Der Kreisverkehrsplatz an der Auffahrtsrampe 

zur B 72 soll einerseits die Sicherheit der An-
bindung der Ellerbrocker Straße an die Bun-
desstraße erhöhen und dient andererseits der 
Erschließung des Einzelhandelsstandortes. 
Dort soll eine Zufahrtsmöglichkeit für Liefer-
verkehre aber auch eine zusätzliche Anbin-
dung für stadtauswärtsfahrende Kundenver-
kehre geschaffen werden. Nur durch diese zu-
sätzliche westliche Anbindung kann der Ge-
samtverkehr aus dem Bereich „Am alten Ha-
fen“ und „Am Hafen“ störungsfrei abgeleitet 
werden. 
Eine alleinige Anbindung der neuen Verkaufs-
stätten über diesen westlichen Punkt kann we-
der verkehrstechnisch funktionieren, noch 
wäre dies für die Innenstadtentwicklung zu-
träglich. Der Standort soll gerade eine Einheit 
mit der Innenstadt bilden und  dementspre-
chend sind auch die Verkehrsbeziehungen 
auszubilden. Vor allem nutzen gem. Einzel-
handelskonzept 50 % der Innenstadtkunden 
den Marktplatz als Parkplatz. Dieses Kunden-
verhalten gilt es auch für die Zukunft im Inte-
resse einer Belebung der Innenstadt zu pfle-
gen und die entsprechenden Voraussetzungen 
hierfür zu schaffen. Diese Forderung wird auch 
im Einzelhandelskonzept erhoben.   

 
9. Die Festsetzungen zum Nutzungsmaß im Be-

bauungsplan Nr. 201 erlauben eine ähnliche 
bauliche  Nutzung wie die Festsetzungen zum 
rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 15 a. Es Ist 
anzumerken, dass die Ausnutzung des Grund-
stückes aufgrund der geringen Grundstücks-
größe und den dort bereits heute festgesetzten 
Baugrenzen stark eingeschränkt wird; eine ei-
genständige bauliche Entwicklung kann  kaum 
oder nur sehr eingeschränkt umgesetzt wer-
den. 

 
10. Mit Errichtung des Kreisverkehrsplatzes sollen 

die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs, 
aber auch die Gestaltungsmöglichkeiten des 
öffentlichen Raumes erhöht werden. In Anbe-
tracht der Verlegung der Bushaltestelle und 
der damit einhergehenden Reduzierung der 
Fußgänger- Querungen kann davon ausge-
gangen werden, dass die Abwicklung der dort 
anzutreffenden Verkehrsbeziehungen nicht nur 
übersichtlicher sondern auch sicherer wird. 

 
11. Entgegen der Auffassung des Bürgers dient 

die vorliegende Planung nicht vornehmlich den 
Interessen eines Einzelnen, sondern verfolgt 
wietergehende Ziele im Sinne einer nachhalti-
gen Stadtentwicklung. Zu nennen sind die ver-
kehrlichen Anforderungen, die vorhandenen 
gestalterischen Defizite, die drohende Entste-
hung eines städtebaulichen Missstandes mit 
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12.Die Entlastungsstraße Friesoythe wird durch 

ihre jetzige Form ebenfalls für einen Entlas-
tung der Innenstadt sorgen, diese Entwicklung 
ist beabsichtigt und abzuwarten. 

 
 
 
 
 
 
13. Im Plan ist der Parkplatz als FAM ausgewie-

sen, dieser historische Parkplatz (früher Ha-
fengelände von Friesoythe) sollte als öffentli-
cher Parkplatz erhalten bleiben. 

 
 
 
 
 
 
14.Im Verfahren der Stadtsanierung Friesoythe 

wurde kein Kreisverkehrsplatz erwähnt, ob-
wohl solche Verfahren gerade für großräumige 
Entwicklungen durchgeführt werden. Dieses 
ist und war ein Zeichen dafür, dass keine 
Notwendigkeit für einen Kreisverkehrsplatz 
bestand. 

 
 
 
Meine Anregungen wollen Sie bitte entsprechend 
berücksichtigen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Leerständen und die Stärkung der Innenstadt 
durch Aufwertung dieses Bereiches. 

 
12. Die Stadt verspricht sich vom geplanten 

Lückenschluss der westlichen Entlastungs-
straße eine deutliche Entlastung von Durch-
gangsverkehren und dementsprechend ist die 
Neuorganistion und Umgestaltung der Eller-
brocker Straße zum jetzigen Zeitpunkt nur lo-
gisch. Die Stadt verhandelt bereits mit dem 
Straßenbaulastträger über eine Rückstufung 
der Ellerbrocker Straße zur Stadtstraße      

 
13. Der südliche Bereich des Marktplatzes wird 

zwar dem Sondergebiet zugeschlagen, erfährt 
durch die Bünting-Gruppe eine Neugestaltung 
und soll auch künftig durch diesen Ein-
zelhandelskonzern unterhalten werden, steht 
aber auch weiterhin der Bevölkerung als 
öffentlicher Parkplatz zur Verfügung. Diese 
Sachverhalte werden im städtebaulichen Ver-
trag geregelt. 

 
14. Die Organisation des Verkehres durch Kreis-

verkehrsplätze hat sich in der Stad Friesoythe 
seit Jahren bewährt und stellt eine optimale 
Lösung für innerstädtische Knotenpunkte dar. 
Neben einer weitgehenden Gleichberechtigung 
aller Verkehrsteilnehmer sind vor allem die ge-
stalterischen Chancen für das Stadtbild zu be-
nennen.  
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Eheleute Gamers; Stellungnahme vom 12.01.2010 mit inhaltlicher Begründung vom 
07.12.09  

Bebauungsplan Nr. 201 „Ellerbrocker Straße / Am alten Hafen“ 

Hinweise/Anregungen Abwägungsvorschlag 

 
1. Wie Ihnen ja bekannt ist, hat der Verwaltungs-

ausschuss der Stadt Friesoythe dem Entwurf 
des Bebauungsplanes Nr. 201 in seiner Sit-
zung am 9. 12. 09 zugestimmt. Somit hat auch 
der Vorschlag der Verwaltung in der Begrün-
dung zum Bebauungsplan (Pkt. 5.4). – eine 
Nichtsteuerung der Sortimentsflächenbele-
gung im Famila-Altobjekt vorzunehmen, - die 
Zustimmung erfahren. 
Dagegen möchten wir hiermit unsere Beden-
ken äußern und nachfolgend begründen. Der 
Rat der Stadt Friesoythe hat beschlossen, 
dass das gemeinsam mit dem HGV erstellte 
Gutachten der CIMA, Leitlinie und maßge-
bende Grundlage gemäß § 1, Abs. 6, Nr. 11 
BauGB sein soll. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2. Die Famila-Bünting-Gruppe plant im Altobjekt 

des Famila-Marktes u. a die Einrichtung eines 
Schuhfachmarktes auf einer Fläche von 450 
m2 • Diese Größenordnung ist, wie aus dem 
CIMA-Verträglichkeitsgutachten ersichtlich, mit 
einer Umsatzverträglichkeitsquote von 14,3 % 
bzw. 17 %, von den Gutachtern als unver-
träglich eingestuft worden. Sie verstößt ein-
deutig gegen die baurechtlich relevante und 
verträgliche 10%-Marke und somit gegen den 
eingangs erwähnten Ratsbeschluss. Unter-
mauern möchten wir dieses noch durch die 

 
1. Dieser Sachverhalt entspricht der aktuellen 

Beschlusslage. Richtig ist auch die Feststel-
lung, dass das Einzelhandelsgutachten der 
CIMA Leitlinie für die künftige Entwicklung des 
Einzelhandels in der Stadt Friesoythe sein soll 
und eine maßgebliche Abwägungsgrundlage 
für künftige Bauleitplanungen zur Einzelhan-
delsentwicklung darstellt. 
Diese Feststellung und die Ausführungen in 
der Begründung sind jedoch nachfolgend 
nochmals genauer zu beleuchten. 
Gem. § 1 Abs. 6  Nr. 11 BauGB „sind die Er-
gebnisse eines von der Gemeinde beschlos-
senen städtebaulichen Entwicklungskonzep-
tes oder einer von ihr beschlossenen sonsti-
gen städtebaulichen Planung bei der Aufstel-
lung von Bauleitplänen zu berücksichtigen“ 

 
Diese Formulierung erfordert zwar von der 
Gemeinde die Einstellung dieser Belange in 
den Abwägungsprozess, erhebt die dort ge-
troffenen Erkenntnisse/ Ergebnisse aber nicht 
in den Stand eines unüberwindbaren Dog-
mas. Vielmehr hat die Gemeinde diese Be-
lange gem. § 1 Abs. 7 BauGB einer gerechten 
Abwägung zu zuführen. Dementsprechend 
kann eine Abwägung auch zu einem vom Ein-
zelhandelsgutachten abweichendem Ergebnis 
kommen. 
Hierbei ist vor allem der Grundsatz des plane-
rischen Detaillierungsgrades von Bedeutung. 
So gelten die im Konzept getroffenen eher 
abstrakt formulierten Feststellungen zwar für 
das ganze Stadtgebiet als Leitlinie, sind aber 
im Einzelfall auf die spezifischen Sachverhalte 
wie (heutiger Bestand, Vertrauensschutz, das 
Gebot der planerischen Zurückhaltung etc.) 
zu überprüfen.    
Insofern kann hieraus nicht per se der Vorwurf 
einer unsachgemäßen Abwägung abgeleitet 
werden  

 
2. Die endgültige Umnutzung des Altobjektes 

(Familamarkt) ist bislang nicht konkret be-
kannt. Die Unterbringung eines Schuhfach-
marktes wurde vornehmlich und zwar lediglich 
exemplarisch in die Begründung zum Be-
bauungsplan und auch in die Verträglichkeits-
untersuchung aufgenommen, um anhand ei-
nes praktischen, greifbaren Vorhabens die 
Auswirkungen darstellen zu können. 
Die Stadt hatte sich in Anbetracht des dort zur 
Zeit gültigen Planungsrechtes (MK), des noch 
nicht ausgereiften Nachnutzungskonzeptes, 
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Feststellung im Verträglichkeitsgutachten auf 
Seite 74 im 1. Absatz oben: "Das Altobjekt 
des Familas, in dem die beiden weiteren zen-
tralrelevanten Fachmärkte des Vorhabens ge-
plant sind, liegt außerhalb der Entwick-
lungskorridore Innenstadt Für die Planung 
dieser beiden Fachmärkte mit 
zentrenrelevantem Kernsortiment muss daher 
die Verträglichkeit für die zentralen Versor-
gungsbereiche zweifelsfrei nachgewiesen 
werden, damit eine Vereinbarkeit mit dem 
Einzelhandelskonzept gegeben ist. Wir ha-
ben aufgezeigt, dass dieses nicht bei allen 
drei Fachmärkten der Fall ist." 
Im Übrigen verweisen wir auf die etwas aus-
führlicher geschilderten Begründungen aus 
unserem Schreiben vom 07. 12.09 an Herrn 
Bgm. Johann Wimberg und bitten, auch 
dieses bei der Abwägung hinzuzuziehen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

3. Unter Punkt 5 der Begründung der Stadt 
Friesoythe " Bedeutung der Raumordnung und 
des Einzelhandels, hier Pkt. 5.1, Absatz 4 
stellt die Stadt richtigerweise fest, dass das 
Cima- Gutachten, und somit auch das beglei-
tende Verträglichkeitsgutachten, Leitlinie für 
die weitere Stadtentwicklung im Bereich Ein-
zelhandel, und somit maßgebliche Grundlage 
gem. § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB, sein soll (An-
lage I). Darauf haben besonders Sie, Herr 
Bürgermeister, gerade noch auf der letzten 
gemeinsamen HGV-Versammlung, immer 
wieder hingewiesen. 

 
4. Unter Punkt 5.3.2 der Begründung" Auswir-

kungen der Umnutzung des Altobjektes 
durch Fachmärkte" müssen wir feststellen, 
dass die Betreibergesellschaft hier u. a. die 
Neuansiedlung eines Schuhfachmarktes mit 
450 m² VKF plant. (Anlage II). Dieses ist für 
uns als Vermieter an eine Schuhkette, aber si-
cher auch für alle anderen Branchenbetroffe-
nen im Innenstadtbereich und näherem Um-
feld, nicht von unerheblicher Bedeutung und 

und dem Ziel diesen Standort funktional stär-
ker mit der Innenstadtlage zu vereinen,  be-
wusst für eine Beibehaltung des Kerngebietes 
entschieden. Ergänzend wird die Stadt im 
städtebaulichen Vertrag eine Regelung auf-
nehmen, dass im Kerngebiet nur solche Vor-
haben/Angebote zulässig sind, welche keine 
nachträglichen Auswirkungen auf die zentrale 
Versorgungsstruktur verursachen werden.   
Da die Verträglichkeitsuntersuchung für das 
exemplarisch benannte Vorhaben negative 
Auswirkungen im Stadtgebiet gem. § 11 Abs. 
3 BauNVO erwarten lässt, wäre ein solches 
Vorhaben im Zuge eines erforderlichen bau-
rechtlichen Antrages zur Umnutzung des Ob-
jektes nicht ohne weiteres genehmigungsfä-
hig. Zumindest könnte die Stadt ihr Einver-
nehmen mit Hinweis auf die Beeinträchtigung 
der zentralen Versorgungsbereiches geltend 
machen und hieraus ein Planungserfordernis 
ableiten. 
Dieser theoretische Fall könnte wirksam wer-
den, wenn der Antragsteller die im städtebau-
lichen Vertrag formulierten Grundsätze zur 
Verträglichkeit  nicht einhalten wird  z.B. durch 
Reduzierung der Verkaufsfläche oder aber 
durch Umstellung auf ein Sortiment ohne ne-
gative Auswirkungen. Da die Stadt bislang mit 
dem Betreiber des Zentrums gute Erfahrun-
gen machen konnte, vertraut sie vorerst auf 
einvernehmliche Ansiedlungen, welche die 
Leitlinien des Einzelhandelskonzeptes berück-
sichtigen werden und hält die ergänzenden  
Regelungen durch einen städtebaulichen 
Vertrag zur Zeit für ausreichend, um die Ziel-
setzungen des Einzelhandelskonzeptes sicher 
zu stellen.  
 

3. Vergleiche hierzu die Ausführungen unter 
Punkt 1 (Abwägungsgrundsätze). 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4.  Vgl. hierzu die Ausführungen unter Punkt 2  

(Einstellung eines Schuhfachmarktes in die 
Verträglichkeitsuntersuchung). 

 
 
 
 
 
 
 



 

 
Seite 17 

 

kann sehr negative Folgen nach sich ziehen. 
Hier verweise ich auf die Analysen Seiten 56 - 
60 im Verträglichkeitsgutachten, wo diese un-
sere Befürchtungen eindeutig bestätigt wer-
den. Bei einer noch vertretbaren Verdrän-
gungsquote von 10% wird hier von den Gut-
achtern eine Verdrängungsquote von 14,3% 
für den Versorgungsbereich Innenstadt und für 
das sonstige Stadtgebiet sogar von 17 % 
prognostiziert (Anlage III). Im FAZIT auf Seite 
61 des Verträglichkeitsgutachtens wird aus-
drücklich auf eine Unverträglichkeit für die be-
stehenden Einzelhandelsstrukturen hingewie-
sen, wenn der Schuhmarkt in dieser Dimen-
sion von 450 rn² zur Ausführung kommt. Die 
Gutachter schlagen daher eine Reduzierung 
der Verkaufsflächen von 150 m² auf 300 m² 
vor - sehen sogar als bessere Lösung die Nut-
zung dieser Fläche mit einem nicht-
zentrenrelevantem Fachmarkt (Anlage IV). 

 
5. Völlig unverständlich erscheinen uns daher die 

Ausführung der Stadt Friesoythe in der Be-
gründung Pkt. 5.4. "Rückschlüsse für die 
Bauleitplanung; Konsequenzen für die 
Steuerung durch den Bebauungsplan" 
(Anlage V). Trotz der oben ausgeführten gro-
ßen Bedenken der Gutachter in einigen 
Punkten und der Stellungnahme der IHK, will 
die Stadt Friesoythe auf jegliche Steuerungs-
maßnahmen verzichten. Diese verstößt unse-
res Erachtens eindeutig gegen die eingangs 
erklärte Absicht, dass das Gutachten nach § 1 
Abs. 6 Nr. 11 maßgebliche Grundlage für die 
weiter Einzelhandelsentwicklung sein soll. Die 
Begründung, dass die hier beplanten Flächen 
auch schon vorher in einem Kerngebiet lagen, 
erscheinen uns als sehr fadenscheinig und 
nicht stichhaltig. Schließlich wird hier für den 
künftigen Famila-Markt ein völlig neuer Be-
bauungsplan aufgestellt und somit müssen 
seine Auswirkungen auch in ihrer Gesamtheit 
beurteilt werden. 
Auch kann von einer Attraktivitätssteigerung 
durch die Neuschaffung von 450 rn² Schuh-
marktsflächen angesichts der schon vorhan-
denen zwei großen Schuhmärkte im Bereich 
"Am Hafen / Am alten Hafen" keine Rede sein. 

 
6. Weitere sachliche oder fachliche Argumente, 

die ein Nichtsteuern rechtfertigen würden, 
können wir nicht erkennen. Es ist daher nicht 
nachvollziehbar, weshalb man den Gutachter-
empfehlungen nicht folgt. Hier entsteht der 
Eindruck, dass die Verwaltung hier bewusst 
ein Bevorzugung des Investors erreichen 
möchte. Übrigens würde ein Nichtsteuern dem 
Investor Tür und Tor öffnen, seine Verkaufs-
flächen im Nachhinein sortimentsmäßig belie-
big zu verschieben. Abschließend möchten wir 
noch auf die letzte gemeinsame HGV-Ver-
sammlung im Landhaus Pollmeyer, zwecks 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5. Das Kerngebiet erlaubt eine solche Steue-

rungsmöglichkeit nicht; hierfür wäre die Um-
stellung der Nutzungsart in ein Sondergebiet 
mit der Zweckbestimmung großflächiger Ein-
zelhandel und entsprechenden Beschränkun-
gen der Verkaufsflächen bzw. einer Benen-
nung von zulässigen Sortimenten unerläss-
lich. Dieses restriktive Steuerungsinstrument 
hält die Stadt an dieser Stelle aber aufgrund 
der bisherigen Gebietskategorie (MK) und der 
Beschränkung der Verkaufsflächen/Sortimen-
te für das neu zu entwickelnde Sondergebiet 
mit der Folge der Reduzierung der heute zu-
lässigen Verkaufsfläche nicht für angebracht. 
Auch muss benannt werden, dass die Nach-
nutzung der Altimmobilie bislang zu wenig 
konkret ist. 
Die Auswirkungen der Überplanung werden 
durch die Einführung des Sondergebietes 
ausreichend beachtet, dem Kerngebiet wird 
Bestandsschutz zuerkannt. 

 
 
 
 
 
 
 
6. Mit der vorliegenden Angebotsplanung wird 

entgegen der Auffassung des Bürgers keine 
Bevorzugung eines Investors seitens der 
Stadt verfolgt. Vielmehr respektiert die Stadt 
durch den eingeschlagenen Weg den aus 
dem Bebauungsplan abzuleitenden Bestands-
/Vertrauensschutz. Ein Vergleich mit der An-
siedlung des Baumarktes an der Sögeler 
Straße kann hier nicht ernsthaft als Argument 
angeführt werden, da sich die beiden Stand-
orte grundlegend bezüglich ihrer Lage im 
Stadtgebiet und ihrer bisherigen planungs-
rechtlichen Beurteilung unterscheiden. 
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Ansiedlung eines Baumarktes, hinweisen. Hier 
war ja, wie auch von uns in diesem Schreiben 
bemängelt, die Überdimensionierung von 
innenstadtrelevanten Verkaufsflächen der 
Hauptstreitpunkt Nach den rechtlichen 
Ausführungen des anwesenden RA, Herrn Dr. 
Voss, wurden seitens der Stadt durch Herrn 
Vorlauf eine Überarbeitung und eine 
Herabsetzung der vom Investor gewünschten 
Verkaufsflächen zugesichert. Da es sich um 
die gleiche Sachlage handelt, bitte wir Sie 
unsere Angelegenheit dahingehend zu 
bewerten. 
 

Es wäre schön, wenn Sie dieses noch kurzfristig 
in der anstehenden VA -Sitzung am 09.12.09, 
bzw. in der nachfolgenden Ratssitzung behandeln 
könnten. Hierdurch würde sich dann evtl. eine 
Stellungnahme zur öffentlichen Auslegung zum 
BBP 201 erübrigen. 
Über eine schnellstmöglichste Antwort würden wir 
uns sehr freuen. 
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Heinrich Poll, Thüler Straße 2, vom 14.01.2010  

Stellungnahme der RA Gerwing,  Nonnenmacher,Göken vom 21.01.2010    

Bebauungsplan Nr. 201 „Ellerbrocker Straße / Am alten Hafen“ 

Hinweise/Anregungen Abwägungsvorschlag 

 
In vorbezeichneter Angelegenheit beziehe ich 
mich auf den Bebauungsplan Nr. 201 und bean-
trage für das Baugrundstück Thüler Straße 2 in 
Friesoythe (freier Platz) für die spätere Wohn-
bebauung eine ordnungsgemäße Zufahrt einzu-
planen. 
Vielen Dank für Ihre Bemühungen. 
 
Frau Alice PoIl, Thüler Straße 2 in 26 I69 Fries-
oythe hat uns mit ihrer Interessenvertretung be-
auftragt und uns gebeten, mit Ihnen Kontakt auf-
zunehmen. 
Es geht um den Entwurf des Bebauungsplanes 
201 "Ellerbrocker Straße/Am Hafen". Davon be-
troffen ist auch ein Teil der Thüler Straße. 
Frau PoIl ist Eigentümerin des an der Thüler 
Straße (Hausnummer 2) belegenen im Grund-
buch von Friesoythe unter Blatt 5489 eingetrage-
nen Grundbesitzes (Flur 23, Flurstück 66) zur 
Größe von 1.677 qm. 
Nach dem Entwurf des Bebauungsplanes soll die 
Bushaltestelle direkt vor das Grundstück von Frau 
PoIl verlegt werden. Insbesondere durch den sehr 
starken Schulbusverkehr ist die Bushaltestelle 
besonders stark frequentiert. Frau PoIl äußert 
deshalb erhebliche Bedenken hinsichtlich der 
geplanten Bushaltestelle direkt vor ihrem Grund-
stück. In der Örtlichkeit handelt es sich bei dem 
Grundbesitz von Frau PoIl um zwei Bauplätze. 
Der nördlich belegene Teil des Grundbesitzes ist 
bereits mit einem Einfamilienhaus bebaut. Auch 
der südlich belegene Teil soll in absehbarer Zeit 
bebaut werden. Dies könnte durch die geplante 
Bushaltestelle beeinträchtigt werden, da für das 
neue Bauvorhaben eine Zuwegung von der 
Thüler Straße benötigt wird, die auch tatsächlich 
jeder Zeit genutzt werden kann. Dies scheint 
nach dem derzeit vorgesehenen Stand der Bus-
haltestelle nicht gewährleistet zu sein. 
Frau Poll bittet deshalb um Berücksichtigung ihrer 
Bedenken und um Sicherstellung, dass eine 
Zuwegung zum südlich belegenen bislang unbe-
bauten Teil ihres Grundbesitzes angelegt und 
diese Zuwegung auch unbeeinträchtigt genutzt 
werden kann. 

 
 

 

 
Das Grundstück Thüler Straße 2 liegt nach den 
Festsetzungen des Bebauungsplanes in einem 
Mischgebiet mit überbaubarem Bereich. Die 
Grundstücksgröße und die Festsetzungen des 
Bebauungsplanes Nr. 5 erlauben auch weiter-
hin die Teilung und zusätzliche Bebauung des 
Grundstückes. 
Die Wegeparzelle der Thüler Straße wird un-
verändert in gesamter Breite in den Be-
bauungsplan  Nr. 201 eingestellt. Insofern be-
hält diese öffentliche Verkehrsfläche auch wei-
terhin die Festsetzungen des Bebauungsplanes 
Nr. 5. 
Die Bushaltestelle wird jedoch nach den letzten 
Überlegungen entgegen ursprünglicher An-
nahmen auf der Ostseite der Thüler Straße 
untergebracht, so dass an der Grenze zum 
Grundstück Thüler Straße keine Veränderun-
gen zu erwarten sind. Allenfalls könnte die Not-
wendigkeit entstehen, dort öffentliche Park-
plätze parallel zur Straße anzulegen. Sollte al-
lerdings solch eine Maßnahme aktuell werden, 
so wird sich die Stadt mit den Anliegern ab-
stimmen und die vorgetragenen Wünsche ent-
sprechend berücksichtigen. 
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Von Hammel Getränke GmbH, Vorsprache vom 16.01.2010  

Bebauungsplan Nr. 201 „Ellerbrocker Straße / Am alten Hafen“ 

Hinweise/Anregungen Abwägungsvorschlag 

 
 

Herr von Hammel hatte bereits am 04.12.2010 
in einem Schreiben auf die verkehrlichen Anfor-
derungen seines Betriebes hingewiesen und die 
Notwendigkeit zum Ausbau der neugestalteten 
Straßen für den Begegnungsfall LKW/LKW in 
einem Gespräch bei der Stadt am 16.01.2010 
untermauert. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
 

 

 
 
Dieser Sachverhalt ist der Stadt bereits aus der 
frühzeitigen Beteiligung bekannt. Diese Anforde-
rungen wurden bereits im straßenbautechnischen 
Vorentwurf durch entsprechende Radien und 
Fahrbahnbreiten berücksichtigt und bilden die 
Grundlage für die Festsetzung der öffentlichen 
Verkehrsflächen im Bebauungsplan. 
Herrn von Hammel wurde zugsagt, die weitere 
Ausgestaltung (Detailplanung zu den Straßen) mit 
ihm abzustimmen. Dies wurde Herrn von Hammel 
am 16.01.2010 auch schriftlich zugesagt. Somit 
werden diese Belange  bereits im Entwurf zum 
Bebauungsplan entsprechend berücksichtigt. 
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Landwirtschaftskammer Niedersachsen, Forstamt Oldenburg, 05.01.2010 

Bebauungsplan Nr. 201 „Ellerbrocker Straße/ Am alten Hafen“ 

Hinweise/Anregungen Abwägungsvorschlag 

 
Aus forstwirtschaftlicher Sicht bestehen gegen 
das o. a. Vorhaben folgende Bedenken. 
Im Plangebiet befindet sich eine als Fichten-
schonung klassifizierte Waldfläche im Sinne des 
§ 2 Abs, 1 und 3 des NWaldLG in der Größe von 
3500 m². Für diese Fläche muss nach § 8 Abs. 4 
eine mindestens flächengleiche Ersatzauf-
forstung vorgesehen werden. 
Um eine forstfachlich einwandfreie Durchführung 
der Ersatzaufforstung zu gewährleisten, sollte 
diese in Zusammenarbeit mit unserem zuständi-
gen Bezirksförster FOI Delfs (Mobil 
0151/11566868) realisiert werden. 

 
Die Stadt teilt die Auffassung der Landwirtschafts-
kammer, dass es sich bei dem Gehölzbestand 
(Fichten) um eine Waldfläche handelt, nicht. 
Vielmehr handelt es sich um eine hofnahe Gehölz-
fläche bzw. eine gartenähnliche Anlage gem. § 2 
Abs. 2 Nr. 2 und § 2 Abs. 7 Nr. 2 NwaldLG. 
Auch ist anzumerken, dass diese Fläche bereits 
durch den Bebauungsplan Nr. 25 als Gewerbege-
biet mit überbaubarer Fläche festgesetzt ist. 
Insofern könnte der vorhandene Gehölzbestand 
ohne weitere Genehmigung und ohne Ersatzver-
pflichtung entfernt werden.  
Auch erfüllt diese Gehölzfläche nicht die unter § 8 
Abs. 3 NWaldLG genannten Funktionen (Schutz-, 
Erholungs- und Nutzfunktion). Eine Genehmigung 
zur Umwandlung wird auch auf Grundlage des § 8 
Abs. 2 NWaldLG nicht erforderlich. 
Darüber hinaus ist anzumerken, dass die Land-
wirtschaftskammer diesen Sachverhalt im Zuge 
der frühzeitigen Beteiligung, in welcher die Anfor-
derungen an die Umweltverträglichkeit anzumel-
den sind, nicht vorgebracht hat. Ferner beinhaltet 
die Stellungnahme des Forstamtes Ahlhorn vom 
18.01.2010 weder Bedenken, Anregungen oder 
Hinweise zu diesem Sachverhalt. 
Nach telefonischer Rücksprache mit dem Verfas-
ser der Stellungnahme konnte Einigkeit erzielt 
werden, diese Fläche aufgrund der o.g. Sachver-
halte, der geringen Größe, ihrer nur eingeschränk-
ten Funktion, ihrer Lage und Ausprägung nicht als 
Wald i. S. des NwaldLG einzuschätzen. 
Die vorgetragenen Bedenken/Anregungen werden 
zurückgewiesen.   
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Kabel Deutschland Vertrieb und Service GmbH und Co. KG vom 05.01.2010 

Bebauungsplan Nr. 201 „Ellerbrocker Straße / Am Alten Hafen“ 

Hinweise/Anregungen Abwägungsvorschlag 

. 
1. Im Planbereich befinden sich Telekommunika-

tionsanlagen unseres Unternehmens, deren 
Lage aus den beiliegenden Bestandsplänen 
ersichtlich ist.  
 
 
 
 
 
 

 
2. Wir weisen darauf hin, dass unsere Anlagen 

bei der Bauausführung zu schützen bzw. zu 
sichern sind, nicht überbaut und vorhandene 
Überdeckungen nicht verringert werden dür-
fen. Sollte eine Umverlegung unserer Tele-
kommunikationsanlagen erforderlich werden, 
benötigen wir mindestens drei Monate vor 
Baubeginn Ihren Auftrag, um eine Planung 
und Bauvorbereitung zu veranlassen sowie 
die notwendigen Arbeiten durchführen zu kön-
nen. Eigene Maßnahmen der Kabel Deutsch-
land Vertrieb und Service GmbH und CO. KG 
zur Änderung bzw. Erweiterung des Telekom-
munikationsnetzes sind im genannten Planbe-
reich nicht vorgesehen. 

 
 

 
1. Die Lage der Leitungen wurde überprüft. Diese 

Leitungen verlaufen innerhalb öffentlicher Ver-
kehrsflächen, die auch weiterhin als Verkehrs-
flächen, z.T. als private, genutzt werden. Diese 
Trassen der Versorgungsleitungen wurden 
durch Geh-, Fahr- und Leitungsrechte im Ent-
wurf zum Bebauungsplan gesichert. 
 
 

 
 
2. Sollte aufgrund von Baumaßnahmen dennoch 

eine Verlegung von Leitungen erforderlich wer-
den, so wird Kabel Deutschland rechtzeitig vor 
Beginn der Baumaßnahme durch den Bauherrn 
informiert. Die Stadt weist den Bauherren auf 
diese Notwendigkeit hin. 

 
 

 
 

 
 
 



 

 
Seite 23 

 

Samtgemeinde Nordhümmling vom 20.01.2010 

Bebauungsplan Nr. 201 „Ellerbrocker Straße/ Am alten Hafen“ 

Hinweise/Anregungen Abwägungsvorschlag 

 
Die Aufstellung der 51. Änderung des FPlanes 
bzw. des Bebauungsplanes Nr. 201 dient primär 
der Schaffung der planerischen Rahmenbedin-
gungen für die Erweiterung und Modernisierung 
des "Famila-Marktes" zum SB-Warenhaus mit 
Shopmeile und angegliedertem Fachmarktzent-
rum als Nachnutzung des Altgebäudes. Gleich-
zeitig soll der betreffende Bereich städtebaulich 
aufgewertet und als attraktiver Eingangsbereich 
zur historischen Altstadt akzentuiert werden. Die 
Umgestaltung des Bereichs Ellerbrocker 
Straße/Am alten Hafen" wird von hier aus mit 
Blick auf eine wünschenswerte Verbesserung der 
recht desolaten verkehrlichen Situation im Ein-
gangsbereich des Mittelzentrums Friesoythe be-
grüßt. 
 
1. Bei dem Gesamtvorhaben (Famila SB-Waren-

haus und Fachmarktzentrum) handelt es sich 
um eine großflächige Einzelhandelsplanung, 
die im Sinne des § 11 Abs. 3 BauNVO auf 
ihre Verträglichkeit hin zu prüfen ist. Hierfür 
wurde bereits im Vorfeld ein Einzelhandels-
entwicklungskonzept durch die CIMA GmbH 
erstellt, das künftig als informelles Fachgut-
achten und somit die Grundlage für weitere 
Planungen i. S. des § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB 
darstellen soll. 

 
2. Das Einzelhandelsentwicklungskonzept wird 

beanstandet, da im Rahmen des interkommu-
nalen Abstimmungsgebotes eine Verletzung 
der grundzentralen Funktion des Grund-
zentrums Nordhümmling (Esterwegen) gese-
hen wird. Die Stadt Friesoythe ist einerseits 
zuständig für die Versorgung ihrer Bevölke-
rung mit Gütern des täglichen Bedarfs, ande-
rerseits als Mittelzentrum für die Versorgung 
der Bevölkerung einschl. des Umlandes (Ver-
flechtungsbereich) mit Gütern des episodi-
schen mittleren Bedarfs. Die Darstellung der 
Gemeinde Hilkenbrook als "Marktgebiet" der 
Stadt Friesoythe ohne Trennung des Versor-
gungsauftrages zwischen grundzentraler und 
mittelzentraler Funktion halte ich für nicht zu-
lässig und kann - wie im Fachgutachten dar-
gestellt - nicht anerkannt werden. Auf meine 
bisherigen Stellungnahmen vom Mai bzw. 
Juni 2009 nehme ich Bezug.  

 
3. Anknüpfend an diese Ausführungen darf ich 

mit Blick auf die nachträglich in Auftrag gege-
bene Verträglichkeitsuntersuchung darauf hin-
weisen, dass die Gemeinde Hilkenbrook zur 
kommunalen Verwaltungseinheit "Nordhümm-

 
 
 
Vgl. hierzu auch die Stellungnahme der CIMA vom 
28.01.2010 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Die Ergebnisse des Einzelhandelskonzeptes 

sind i. S. des § 1 Abs. 6 Nr. 11 sowohl in den 
Bearbeitungsstand zum Vorentwurf als auch 
nun zum Entwurf eingestellt worden. Ferner 
wurden die Ergebnisse der Verträglichkeits-
untersuchung in den Abwägungsprozess zum 
Verfahrensstand „Entwurf“ für die öffenntliche 
Auslegung eingearbeitet. 

 
 
 
 
2. Diese Beanstandung wurde bereits zum Zeit-

punkt der frühzeitigen Beteiligung (Vorentwurf) 
vorgetragen. Im Juni 2009 hat die CIMA hierzu 
Stellung bezogen. Diese Ergänzung war auch 
Gegenstand der Beteiligung der Nachbarge-
meinden und konnte unter Planungsbeteiligung 
auf der Homepage der Stadt Friesoythe ein-
gesehen werden. In dieser Stellungnahme führt 
der Gutachter aus, dass sich die grundzentrale 
Versorgungsfunktion Friesoythes nur auf das 
Sttadtgebiet bezieht. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. Diese Sachverhalte sind bekannt, haben aber 

auf das Ergebnis der Verträglichkeitsunter-
suchung keine weiteren Auswirkungen. 
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ling'' zählt, die Gemeinden Vrees, Rastdorf 
und   Hilkenbrook mit rd. 850 Einwohnern ver-
fügt lediglich über einen Dorfladen als Nah-
versorger, die Versorgung mit Gütern des täg-
lichen Bedarfs wird über das Grundzentrum 
Esterwegen (Einkaufszentrum mit 6.000 qm 
VK·Fläche / Zv-Bereich mit rd. 9.000 qm 
VK·Fläche) sichergestellt. 

 
4. Die in der Verträglichkeitsuntersuchung zur 

Gemeinde Esterwegen gemachten Angaben 
im Bereich des periodischen Bedarfs (Le-
bensmittel, Drogerie) sind insoweit richtig. Die 
Gesamtverkaufsfläche in den periodischen 
Warengruppen .Lebensmittel und Drogerie" 
dürfte mit dieser Erweiterung vor dem Hinter-
grund der Einzelhandelszentralität bzw. der 
Verkaufsflächen im Stadtgebiet Friesoythe 
unter Berücksichtigung der Ausführungen im 
Einzelhandelsentwicklungskonzeptes die 
Verträglichkeitsgrenze erreicht haben. 

 
5. Die weitere Bestandaufnahme des regionalen 

Umlandes ist korrekturbedürftig und zeugt von 
einer sehr oberflächlichen Untersuchungs- 
bzw. Ermittlungsarbeit. In der Verträglich-
keitsuntersuchung heißt es auf Seite 25 unter 
3.4.2 .Bestandssituation im Umland" (Ge-
meinde Esterwegen): 4 Bäckereien, richtig: 7 
Einziger Schuhanbieter ist der Filialist "Quick-
schuh". Der wesentlich größere Anbieter 
.Schuhhaus Schulte" (mit Orthopädie) wurde 
nicht ermittelt. Zur Möbelbranche wird aus-
geführt: "Möbel werden in Esterwegen 
höchstens im Randsortiment angeboten". 
Diese Aussage ist völlig daneben. Richtig ist: 
In Esterwegen gibt es 2 größere Möbelhäuser 
(Lindemann und Kassens). Diese halten im 
Segment "Möbel" Verkaufsflächen von über 
4.000 qm vor. Aufgrund dieser inhaltlich rele-
vanten Fehler vermag ich nicht zu beurteilen, 
ob die Verträglichkeitsuntersuchung - insbe-
sondere die ermittelten Verdrängungseffekte 
und prozentualen Umverteilungsquoten - tat-
sächlich auf fundierter Grundlage basieren. 
Sollten auch die übrigen Werte nur in dieser 
Form "grob geschätzt" sein, wäre die Verträg-
lichkeitsuntersuchung als verlässliche Grund-
lage Ihrer Bebauungsplanung nicht geeignet. 

 
6. Die Verträglichkeitsuntersuchung kommt zum 

Ergebnis, dass die ausgewiesenen Verkaufs-
flächen der periodischen Warensortimente als 
Erweiterung des SB-Warenhauses städtisch 
und regional als verträglich einzustufen ist. 
Für die Planung "famila-SB-Warenhaus" wird 
lediglich für die zentrenrelevante Waren-
gruppe Geschenke, Glas, Porzellan, Hausrat 
eine Unverträglichkeit zum Schutz des ZV in 
Friesoythe attestiert. Lt. textl. Festsetzungen 
wurde im Sondergebiet eine VK-Flächenbe-
grenzung für die genannte Warengruppe so-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
4. Auch die Ergebnisse der Verträglichkeits-unter-

suchung zeigen diesen Tatbestand bzgl. des 
Versorgunggsgrades im Sektor des 
periodischen Bedarfs auf. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
5. Die angeblich unzureichende Bestandserhe-

bung zu einzelnen Sortimenten beeinflusst das 
Ergebnis der Untersuchung nur unwesentlich 
und führt zu keinen anderen Ergebnissen. Der 
Gutachter wird die Angaben in seiner 
Untersuchung diesbezügllich nochmals 
überprüfen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
6.  Diese Sachverhalte sind bekannt und wurden 

in den bisher erfolgten Abwägungsprozess 
eingestellt. Die Stadt hält aber entgegen der 
Forderung der Nachbarkommune an der 
Beibehaltung des Kerngebietes nördlich der 
Weserstraße (Altimmobilie) fest. So muss an 
dieser Stelle einerseits auf das derzeit gültige 
Planungsrecht, die mittelzentrale Funktion 
Friesoythes gerade im Bereich der aperio-
dischen Warengruppen und eine für die Stadt 
akzeptable Nachnutzung der Altimmobilie ver-
wiesen werden. Da diese Nachnutzung noch 
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wie für Textilien aufgenommen. Im Fach-
marktbereich werden It. Verträglichkeitsunter-
suchung unter Hinweis auf die bereits hohe 
Einzelhandelszentralität kaum Ansiedlungs-
möglichkeiten für die Warensortimente Textil 
und Schuhe/Lederwaren gesehen. Laut 
Untersuchungsergebnis wird nachweislich die 
Unverträglichkeit in der aperiodischen Waren-
gruppe "Schuhe/Lederwaren" (Größenord-
nung VKF 450 qm) festgestellt und eine Re-
duzierung auf 300 qm empfohlen. Gerade in 
dieser Warengruppe wurden in einigen Kom-
munen des Umlandes (Esterwegen, 
Edewecht) auch die höchsten Verdrängungs-
effekte ermittelt. Eine entsprechende Steue-
rung wäre nur durch eine klar definierte Fest-
setzung von Verkaufsflächenobergrenzen für 
den Fachmarktbereich sicherzustellen. Hierfür 
prädestiniert ist die Ausweisung eines SO-
Gebietes. Vorgesehen ist ihrerseits jedoch die 
Beibehaltung des MK-Gebietes. 

 
7. Die Begründung und Ausführungen zur Ein-

zelhandelsstruktur unter Pkt. 9.2. sind in 
Kenntnis der Verträglichkeitsuntersuchung 
rechtlich kaum nachvollziehbar. Die Erhöhung 
der Gesamtverkaufsfläche wird u. A. mit der 
ursprünglich zulässigen Verkaufsfläche (Erd-
geschoss) von 8.600 m² bzw. der tatsächlich 
erfolgten Nachnutzung gerechtfertigt und da-
mit die pauschalierte Vermutung unterstellt, 
dass durch das Gesamtvorhaben keine nach-
teiligen Auswirkungen auf den Handel zu er-
warten sind. Mit dieser Argumentation wird 
der Eindruck erweckt, als dass eine Verkaufs-
flächenbegrenzung für den weiteren Fach-
marktbereich (z.B. Schuhe) entgegen der 
Empfehlung des Gutachters nicht notwendig 
ist. 

 
8. In diesem Zusammenhang weise ich explizit 

darauf hin, dass die großflächige Einzelhan-
delsplanung des Fachmarktbereiches einer 
raumordnerischen Verträglichkeitsprüfung als 
Voraussetzung für die o. a. Planänderung zu 
unterziehen ist. Das Städtebaurecht ist zwar 
wirtschaftlich neutral, der Schutz ausgegli-
chener Versorgungsstrukturen genießt jedoch 
städtebauliche und raumordnerische Rele-
vanz, so dass im Rahmen des durchzufüh-
renden raumordnerischen Anzeigeverfahrens 
eine Prüfung der Raumverträglichkeit durch 
die Raumordnungsbehörde des Landkreises 
zu erfolgen hat. Diesbezüglich bitte ich als 
betroffene Gemeinde um eine Beteiligung der 
Kommunen des regionalen Umlandes. 

nicht konkret konzipiert ist, verzichtet die Stadt 
auf die Festsetzung eines Sondergebietes. 
Hierdurch würde sich die Gefahr eines länger 
währenden Leerstandes einstellen. Im Übrigen 
wird auf die im Zusammenhang mit dieser 
Planung verfolgte tatsächliche Reduzierung der 
Verkaufsflächen in den bisher festgesetzten 
Kerngebieten verwiesen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
7. Die Begründung greift unter Punkt 9.2 lediglich 

die Tatsache auf, dass mit der Planung  die zur 
Zeit in den beiden Kerngebieten, beidseitig der 
Weserstraße, zulässigen Verkaufsflächen maß-
geblich  reduziert werden. Ferner werden die 
Sortimente im Sondergebiet klar definiert bzw. 
begrenzt. Dies bedeutet eine Einschränkung 
der zulässigen Verkaufsflächen gegenüber den 
heute dort zulässigen Verkaufsflächen und 
Sortimenten.  

 
 
 
 
 
 
 
 
8. Eine eigenständige raumordnerische Beurtei-

lung des Vorhabens wird aus Sicht der Stadt 
nicht erforderlich, da der Stadt die Funktion 
eines Mittelzentrums zugewiesen wird und das 
Vorhaben bzgl der Verkaufsfläche gegenüber 
der bereits heute dort zulässigen 
Verkaufsfläche zurückbleibt. Im Übrigen ist der 
Landkreis Cloppenburg in die raumordnerische 
Beurteilung der Bauleitplanung eingebunden. 
Diese übergeordnete Behörde hat diesbezüg-
lich ebenso wie die IHK keine weitergehende 
raumordnerische Überprüfung mit Einbindung 
der Nachbarkommunen und des Landkreises 
Emsland eingefordert. 
Durch die Verträglichkeitsuntersuchung, die 
Gegenstand der Unterlagen zur öffentlichen 
Auslegung der Bauleitplanung war, konnte die 
raumordnerische Verträglichkeit auf die Nach-
barkommunen nachgewiesen werden. 
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Stellungnahme der IHK vom 25.01.2010 

 Bebauungsplan Nr. 201 „Ellerbrocker Straße / Am Alten Hafen“ 

Hinweise/Anregungen Abwägungsvorschlag 

 
Die Oldenburgische IHK hat bereits mit Schreiben 
vom 19, Juni 2009 zum Vorhaben im Rahmen der 
frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonsti-
gen Träger öffentlicher Belange Stellung genom-
men, Sie hält ihre Bedenken aufrecht. Im Einzel-
nen: 
 
A. Allgemeines 
A.1 Vorhabenbeschreibung 
Die Stadt Friesoythe plant im Vorhabengebiet den 
Neubau eines bereits am Standort ansässigen 
SB-Warenhauses, Hierfür soll ein Sondergebiet 
für großflächigen Einzelhandel festgesetzt wer-
den. Die Verkaufsfläche des SB-Warenhauses 
soll dabei im Vergleich zum bisherigen Bestand 
um 1,500 m² auf 4,500 m² erweitert werden, Da-
bei werden die Sortimente des periodischen Be-
darfs auf max. 2,600 m² Verkaufsfläche begrenzt 
und die Verkaufsfläche des aperiodischen Be-
darfs auf max, 1,900 m² Verkaufsfläche, für das 
zentrenrelevante Sortiment Geschenke, Glas, 
Porzellan, Hausrat auf max. 575 m² Verkaufsflä-
che festgesetzt. 
In der Vorkassenzone (Mall) mit Konzessionärs-
zone wird die Verkaufsfläche für Shops/Läden mit 
Verkaufsfläche bis max, 520 m2 begrenzt. Hierin 
ist ein Textilfachmarkt enthalten, der max. 180 m² 
Verkaufsfläche umfassen darf sowie weitere 
Shops/Läden mit 100 m2 je Ladeneinheit. 
 
1. In dem Neubau ist darüber hinaus im Rahmen 

einer Konzessionärsfläche die Ansiedlung von 
Shops mit einer Verkaufsfläche von 600 m² 
vorgesehen, In einer dem SB-Warenhaus vor-
gelagerten Mall sind weitere Einzelhandels-
nutzungen mit insgesamt bis zu 400 m2 Ver-
kaufsfläche zulässig. Insgesamt sind in dem 
Sondergebiet 5.500 m2 Verkaufsfläche zuläs-
sig. 

 
 
 
 
 
 
 
2. Der ebenfalls im Plangebiet befindliche 

Gebäudebestand, der bisher durch das 
SBWarenhaus genutzt wurde, soll künftig als 
Fachmarktstandort genutzt werden. Die dorti-
ge Verkaufsfläche beträgt 3.288 m2 (vgl. 
CIMA 2009, S. 12). Insgesamt soll im Plange-
biet somit eine Verkaufsfläche von 8.788 m² 
zulässig sein. Der bisherige Verkaufsflächen-
bestand im Plangebiet beträgt 7.670 m². Die 

 
 

 
 
Vgl. hierzu auch Stellungnahme der CIMA 
vom 28.01.2010 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

1. Die gesamte Einzelhandelsfläche, bestehend 
aus dem SB – Warenhaus und der Vorkas-
senzone/Konzessionärsfläche wird gem. TF 
3.1 auf 5.500 m² festgesetzt. Hierin sind gem. 
TF 3.2 ein SB - Warenhaus mit max. 4.500 m² 
und in der Konzessionärsfläche gem. TF 3.3 
max. 520 m² Verkaufsfläche, zusammen also 
max. 5.020 m² VKF, zulässig. Die restlichen 
480 m² Einzelhandelsfläche entfallen auf die 
innere Erschließung der Mall. Diese 480 m² 
stellen zwar keine tatsächliche Verkaufsfläche 
dar, werden aber bei der Berechnung der VKF 
im Zuge eines Bauantrages als VKF einge-
stellt.  Insofern hat die IHK die textl. Festset-
zungen offensichtlich fehlinterpretiert. 

 
2. Die Verkaufsfläche im derzeit bestehenden 

Famila – Markt (Bestandsimmobilie) wird von 
der CIMA mit 3.288 m² im Gutachten angege-
ben. In dieser Verkaufsfläche sind jedoch Ne-
benflächen (Lager, Windfänge etc. enthalten, 
so dass man von einer tatsächlichen Ver-
kaufsfläche von ca. 3.000 ² ausgehen kann. 
Für die gutachterliche Untersuchung zur Um-
nutzung der Bestandsimmobilie hat die CIMA 
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Differenz der aktuellen Verkaufsfläche für 
zentrenrelevante Sortimente zu der geplanten 
zulässigen Verkaufsfläche für 
zentrenrelevante Sortimente ist aus den Plan-
unterlagen nicht ersichtlich. 
 
A.2 Gutachterliche Stellungnahme: 
Für die Stadt Friesoythe liegt ein Einzelhan-
delskonzept von der Firma CIMA Beratung + 
Management GmbH aus dem Jahr 2008 vor, 
dass im Jahr 2009 vom Rat der Stadt be-
schlossen wurde. Die Oldenburgische IHK war 
an der Erstellung des Gutachtens beteiligt und 
hat den Prozess konstruktiv begleitet. Ein 
zentrales Ziel ist demnach die "Sicherung und 
Stärkung der Handelszentralität der Innen-
stadt" (vgl. Einzelhandelskonzept, S. 68). Ge-
mäß der in dem Konzept definierten 
Zentrenstruktur für die Stadt Friesoythe ist das 
Plangebiet als „Zusatzfläche Innenstadt" defi-
niert. Laut Gutachter stellt die Fläche "einen 
wichtigen Versorgungsstandort für die Fries-
oyther Nahversorgung dar und bietet Ersatz 
für den fehlenden Lebensmittelanbieter im 
historischen Ortskern". Weiterhin sieht der 
Gutachter für die Fläche das Potenzial, in den 
Zentralen Versorgungsbereich "integriert zu 
werden und so den starken südlichen Ab-
schluss der Innenstadt zu bilden" (vgl. Einzel-
handelskonzept, S. 76). Der Gutachter kommt 
zu dem Schluss, dass der Standort für die An-
siedlung nahversorgungsrelevanter und nicht-
zentrenrelevanter Sortimente grundsätzlich 
geeignet ist (vgl. Einzelhandelskonzept, S. 
110). 
B. Bewertung: 

 
3. Grundsätzlich befürwortet die Oldenburgische 

IHK die Modernisierung des SB-Warenhau-
ses. Eine zeitgemäße Neuausrichtung ist not-
wendig, um den aktuellen Marktansprüchen 
gerecht zu werden. Damit einher geht jedoch 
ein Verkaufsflächenzuwachs von rund 1.200 
m2 sowie eine nach Bekunden des Investors 
geplante Neustrukturierung des Warenange-
botes zugunsten zentrenrelevanter Sorti-
mente. In diesem Zusammenhang erhebt die 
Oldenburgische IHK unverändert Bedenken.  

 Das Plangebiet befindet sich in Randlage zum 
abgegrenzten zentralen Versorgungsbereich. 

 
4. Insbesondere die Ansiedlung zentrenrelevan-

ter Sortimente sowohl im SB-Warenhaus als 
auch in Fachmärkten lässt Umsatzumvertei-
lungen zu Lasten bestehender Betriebe und 
Auswirkungen im Sinne des § 11 Abs. 3 
BauNVO erwarten. Solche Umsatzumvertei-
lungen könnten zu einer geringeren Frequen-
tierung der Einkaufslagen in der Innenstadt 
führen und Geschäftsleerstände und Minder-
nutzungen nach sich ziehen. 

 

Verkaufsflächen von insgesamt 2.950 m² 
(Drogerie = 1.000m²; Schuhe = 450 m²; Textil 
= 700 m² und Einrichtungsgegenstände = 800 
m²) zu Grunde gelegt. 

 Hierbei handelt es sich um Angaben des In-
vestors aus Juni 2009. Nach weiterer Konkre-
tisierung des Vorhabens und des Bebauungs-
planes in den Monaten Sept. – Okt. 2009 sol-
len dort jedoch lediglich 2.700 m² Verkaufsflä-
che realisiert werden. Diese Verkaufsfläche 
(2.700 m²) war auch Grundlage für die Ab-
stimmung des Stellplatzbedarfs mit dem Lkr. 
CLP. 

 Auch ist anzumerken, dass das Bestandge-
bäude keine räumliche Erweiterung erfahren 
soll; dies ist durch die Baugrenzen im Be-
bauungsplan 201 für die Zukunft festgesetzt. 

 Dementsprechend ergibt sich bei der 
Unterbringung von 3 bis 4 einzelnen Fach-
märkten aufgrund der jeweils erforderlichen 
Nebenräume (Lager, Sozialräume) und der 
erforderlichen Trennwände zwangsläufig eine 
reduzierte Verkaufsfläche von ca. 2.700 m². 

 Die derzeit am Standort realisierte 
Verkaufsfläche beiderseits der Weserstraße 
beläuft sich auf 7.670 m², allerdings ist anzu-
merken, dass das geltende Planungsrecht 
(MK im B`Plan NR. 25) derzeit dort Verkaufs-
flächen bis zu 14.000 m² ermöglicht. 

 Nach Einschätzung der Stadt entstehen durch 
die Neuplanung künftig insgesamt 7.700 m² 
Verkaufsfläche und somit nur unwesentlich 
mehr als zur Zeit dort realisiert. 

 
 
 
 
 
3. Die Stadt schätzt den Verkaufsflächenzu-

wachs durch die beabsichtigte Modernisierung 
des Standortes nicht so hoch, wie von der IHK 
dargelegt, ein; der Zuwachs wird sich bei ei-
nem Wert von 30 bis max. 330 m² einpendeln 
(vgl. hierzu auch Ausführungen unter Punkt 1 
u. 2). 

 
 
 
 
 
 
4. Diese Sachverhalte wurden durch die CIMA 

gutachterlich untersucht und entsprechend in 
die Festsetzungen zur Verkaufsfläche bzw. 
den Sortimentsbeschränkungen aufgenom-
men. Für die Bestandsimmobilie (Umnutzung) 
scheiden derartige Festsetzungen jedoch auf-
grund der Beibehaltung des Kerngebietes aus. 
Diese Beibehaltung des Kerngebietes resul-
tiert aus den bisherigen Festsetzungen des 
Bebauungsplanes Nr. 25 und der integrierten 
Lage des Objektes mit starken Verflechtungen 
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5. Die Auffassung nach der der "Standort eindeu-

tig der Innenstadt zugeordnet werden kann" 
(vgl. Begründung des Flächennutzungsplan-
entwurf, S. 6) teilen wir nicht. Der Standort ist 
zum aktuellen Stand städtebaulich und funkti-
onal nicht eindeutig der Innenstadt zuzuord-
nen, da es erhebliche Trennwirkungen durch 
Mindernutzungen und bauliche Hemmnisse 
zum Innenstadtkern gibt. Es ist fraglich, ob es 
gelingen kann, diese zu überwinden. Die Aus-
sagen des Einzelhandelskonzeptes stützen 
dies: Der Gutachter hält die Schaffung einer 
städtebaulichen und funktionalen Anbindung 
des Vorhabengebietes für "essentiell", um kei-
nen weiteren Standort ohne Austauschbezie-
hungen zur Innenstadt zu schaffen (vgl. Ein-
zelhandelskonzept, S. 110). Hieraus kann ab-
geleitet werden, dass eine Verknüpfung trotz 
der räumlichen Nähe bisher nicht in ausrei-
chendem Maße besteht. 

 Aufgrund der Verkaufsflächendimension des 
Planvorhabens und der möglichen Sorti-
mentsstruktur sind neben städtebaulichen 
Auswirkungen auch raumordnerische Folgen 
nicht auszuschließen. Daher haben wir der 
Stadt Friesoythe empfohlen, eine gesonderte 
Verträglichkeitsuntersuchung durchführen zu 
lassen. Diese sollte sowohl raumordnerische 
als auch städtebauliche Auswirkungen des 
Planvorhabens ermitteln. Die Stadt Friesoythe 
hat bei der CIMA eine entsprechende Unter-
suchung in Auftrag gegeben, das im August 
2009 fertiggestellt wurde. Wir haben das Gut-
achten und seine Ergebnisse geprüft und 
stellen dazu folgendes fest:  
B.1 Zur Verträglichkeitsuntersuchung der 
CIMA (August 2009) im Einzelnen:
Für die Untersuchung werden folgende Ver-
kaufsflächenzuwächse berücksichtigt:
1. Famila: 988m²   

2. Textilfachmarkt: 180 m²  

3. Vier Einzelhandelsbetriebe mit einer Ge-
samtverkaufsfläche von 2.950 m²', darunter  
o ein Drogeriefachmarkt mit einer Verkaufsflä-
che von 1.000m² ' 
o ein Schuhfachmarkt mit einer Verkaufsfläche 
von 450 m²  

o ein Textilfachmarkt mit einer Größe von 700 
m² Verkaufsfläche  
o ein Einrichtungsfachmarkt mit einer Ver-
kaufsfläche von 800 m². 
Die CIMA kommt zu dem Ergebnis, dass
1. Die Umsiedlung des Famila Verbraucher-
marktes verträglich sei, wenn das Randsorti-
ment Geschenke, Glas/Porzellan/Keramik, 
Hausrat auf 175 m² Verkaufsfläche reduziert 

zur Innenstadt. Allein die Tatsache, dass 50 % 
der Innenstadt -  Kunden den Marktplatz als 
Parkplatz nutzen, spricht für die bereits heute 
starke funktionale Verflechtung dieses  Berei-
ches mit der Innenstadt. 

 
5. Die Stadt erwartet für die Zukunft, nach erfolg-

reicher Umsetzung des Modernisierungspro-
zesses, eine noch stärkere  Verflechtung der 
beiden Bereiche. Die Verbesserung der Ver-
kehrsverhältnisse ,  die Aufwertung der fuß-
läufigen Anbindung Richtung Innenstadt 
(Marktplatz/Sieben Provinzen) und   die  ge-
stalterische  Aufwertung der Freiflächen för-
dern diesen Prozess zusätzlich. 
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wird (geplant waren 275 m²) und der Schuh-
fachmarkt auf 300 m² (von ursprünglich 450 
m²). 
2. Der Gutachter stellt fest, dass das Vorha-
ben in den Zielsetzungen hinsichtlich der zen-
trenrelevanten Sortimente Schuhe und Beklei-
dung von den Zielsetzungen des Einzelhan-
delskonzeptes Friesoythe abweicht. Sinnvoller 
wäre es, am Altobjekt vermehrt nicht zentren-
relevante Sortimente anzusiedeln.  
3. Unter den vorgenannten Voraussetzungen 
bewertet der Gutachter das Vorhaben regional 
und städtebaulich als verträglich, da die Um-
satzumverteilungen sowohl in Friesoythe als 
auch in der Region unter 10 % betragen. 

 
6. Die Oldenburgische IHK stellt zum Gutachten 

der CIMA folgendes fest:  
1. Der Gutachter hat die Sortimente nach Be-
treibern gestückelt geprüft. So sind in mehre-
ren Fachmärkten z. B. Textilien im Kern- oder 
Randsortiment im Angebot. In der Summe er-
rechnen sich zum Beispiel für das Textilsorti-
ment 1.060 m² Verkaufsfläche. Hierin fließen 
ein eine zusätzliche Verkaufsfläche von 180 
m2 des Fachmarktes im Bereich der Mall, 800 
m2 Fachmarkt im Altobjekt und 80 m2 Randsor-
timent im Drogeriefachmarkt und anteilig die 
Verkaufsfläche der Mall (zuzüglich weiterer 
180 m2 im Bestand). Der Gutachter hat außer-
dem lediglich die zusätzliche Verkaufsfläche 
untersucht und nicht die Gesamtverkaufsflä-
che (auch des Bestandes) in seine Betrach-
tung mit einbezogen. Diese Flächen sind je-
doch kumuliert im Rahmen des gesamten 
Vorhabens (inklusive des Bestandes) zu be-
trachten, um den Vorgaben des Landesraum-
ordnungsprogramms Niedersachsen zu ent-
sprechen. Auf S. 88 der Erläuterungen zum 
LandesRaumordnungsprogramm heißt es 
dazu: 

 "Der Begriff ,Einzelhandelsgroßprojekte' um-
fasst ... Agglomerationen verschiedener Ein-
zelhandelsbetriebe auch unterhalb der 
Schwelle der Großflächigkeit, die in der Ge-
samtbetrachtung raumbedeutsame Auswir-
kungen wie ein Einkaufszentrum oder großflä-
chiger Einzelhandel hervorrufen. Auch diese 
Summationswirkungen von groß- und kleinflä-
chigen Anordnungen an einem Standort 
(Agglomerationen) sind in die raumordner-
ische Betrachtung einzubeziehen. Die raum-
ordnerischen Anforderungen gelten sowohl für 
neue Vorhaben als auch für die Erweiterung 
bestehender Einzelhandelsgroßprojekte ." 

 Dies ist jedoch nicht erfolgt, so dass die 
Ergebnisse in Frage zu stellen sind. Die IHK 
hält es für erforderlich, hier nachzuarbeiten, 
um die Verträglichkeit des Vorhabens sachge-
recht bewerten zu können. 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
6. Die vorliegende Verträglichkeitsuntersuchung 

ist nach Auffassung der Stadt für die Beurtei-
lung der raumordnerischen Auswirkungen der 
Bauleitplanung  ausreichend. Die hierfür erfor-
derlichen Sachverhalte (Marktbereiche, Kauf-
kraft, Bestand und Auswirkung der Planung) 
werden umfassend dargelegt. Die gewählte 
Methodik, lediglich die sortimentsspezifische 
Erhöhung der Verkaufsflächen darzulegen, 
erlaubt eine sachgerechte Abwägung der 
raumordnerischen Belange. 

 Im Zuge der Abwägung ist die Stadt aber auch 
gehalten, nicht nur die heute tatsächlich reali-
sierten Verkaufsflächen in die Betrachtung 
einfließen zu lassen, vielmehr muss auch 
geltendes Planungsrecht angemessen  Be-
rücksichtigung finden. 

 Insofern sieht die Stadt die Belange der 
Raumordnung durch den vorliegenden Be-
bauungsplan mit seinen differenzierten Fest-
setzungen im Sondergebiet und der Fest-
schreibung des Kerngebietes auf den Bestand 
in vollem Umfang berücksichtigt. 

 Auf Grund dieser Festsetzungen kann die 
Verkaufsfläche nicht nur auf den heute vor-
handenen Bestand festgeschrieben, sondern 
die nach bisherigem Planungsrecht zulässige 
Verkaufsfläche von ca. 14.000 m² in den bei-
den Kerngebieten annähernd halbiert werden. 

 Weitere Untersuchungen zur raumordner-
ischen Verträglichkeit hält die Stadt entgegen 
der Auffassung der IHK für nicht erforderlich. 
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7. Diese Forderung betrifft auch die Sortimente, 
die nicht nur im Bereich des o. g. Vorhabens 
neu angesiedelt werden. Vielmehr sind auch 
die Sortimente des geplanten Fachmarktzent-
rums an der Böseler Straße mit zu berück-
sichtigen. Erst in der summarischen Betrach-
tung wird ersichtlich, welche Auswirkungen die 
Innenstadt Friesoythes durch Umsatzumver-
teilungen zu erwarten hat. Das Beispiel Ge-
schenke, Glas/Porzellan/Keramik, Hausrat 
macht dies deutlich: Im Famila-Markt sind 275 
m2 Verkaufsfläche dieser Sortimentsgruppe 
nach dem Gutachten neu geplant, im 
Drogeriefachmarkt weitere 80 m2 und im Ein-
richtungsfachmarkt 160 m2. Das ergibt zusam-
men 515 m2 dieses Sortimentes. Hinzu kommt 
die vom BBM-Baumarkt und angrenzenden 
Fachmärkten geplante Verkaufsfläche. In bei-
den Verträglichkeitsuntersuchungen (Bereich 
Böseler Straße und Ellerbrocker Straße) 
kommt der Gutachter zum Schluss, dass diese 
Verkaufsflächendimensionen in der ursprüng-
lichen Planung nicht verträglich seien und 
empfiehlt eine Reduzierung der Flächen in 
eine Größenordnung, die gerade eben unter 
10 % Umverteilungsquote liegt. Dabei berück-
sichtigt er die kumulierten Auswirkungen nicht. 

 Wir halten es für zwingend erforderlich, die 
Auswirkungen nach den Sortimenten des Vor-
habens zu untersuchen und nicht nach den 
einzelnen Betriebskonzepten. Dabei ist das 
Vorhaben an der Böseler Straße mit einzube-
ziehen. Wir gehen davon aus, dass die kumu-
lierte Berechnung zu Umsatzumverteilungs-
quoten kommt, die über 10% liegen werden. In 
der Folge müssen die Sortimente am Vorha-
benstandort entsprechend weiter reduziert 
werden. 
2. Die Mall wurde in die Berechnungen nicht ein-
bezogen. Sie zählt zur Verkaufsfläche, wie 
auch die Stadt Friesoythe in den Begründungen 
zum Bebauungsplan feststellt. Üblicherweise 
wird diese dann anteilig auf die Sortimente um-
gelegt. Dieses ist seitens des Gutachters nach-
zuholen. 
3. Insgesamt stellt auch der Gutachter fest, dass 
das Potenzial für Neuansiedlungen in Friesoythe 
sehr begrenzt ist. Nicht zuletzt die überdurch-
schnittliche Höhe der Zentrahtäten ist 
hier eindeutig, wenngleich diese Kennzahl als 
alleiniger Maßstab nicht ausreicht. Es muss hier 
genauer analysiert werden. Eine Zentralität von 
97 % im Sortiment Gesundheit und Körperpflege 
ist völlig ausreichend. Das Sortiment ist der Nah-
versorgung zuzurechnen. Landesplanerische 
Aufgabe aller Gemeinden (auch der Grundzen-
tren) ist es, die Grundversorgung sicherzustellen. 
Für die Zentralitätskennziffer bedeutet das, dass 
sie im Bereich um 100 % ideal erweise liegt. 
Kaufkraftzu- und abfluss findet nur eingeschränkt 
statt. Damit verdeutlicht eine Zentralität kaum 
unterhalb des Bundesdurchschnittes, dass alle 
Gemeinden in der Nachbarschaft die Aufgabe 

7. Die Forderung der IHK, nochmals das ge-
samte Stadtgebiet mit all seinen vorhandenen 
und geplanten Verkaufsflächen (z.B. BBM) in 
eine aktualisierte Untersuchung einzustellen, 
wird seitens der Stadt als der Sache nicht an-
gemessen und überzogen eingeschätzt. An-
hand der vorliegenden Gutachten sind alle 
raumordnerisch abwägungsrelevanten Sach-
verhalte aufgezeigt worden und es konnte der 
Nachweis geliefert werden, dass sich die 
Bauleitplanung bei Berücksichtigung der 
Empfehlungen verträglich in die Einzelhan-
delslandschaft der Stadt  einfügen wird. 
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der Grundversorgung angemessen erfüllen. In-
sofern teilen wir die Auffassung des Gutachters 
nicht, dass sich hier "deutliche Potenziale ablei-
ten" lassen (vgl. S. 21). 
 

8. Fazit zum Gutachten  
Wir halten es für erforderlich, die offenen Fragen 
durch den Gutachter klären zu lassen und insbe-
sondere die Verkaufsflächendimensionen in den 
zentrenrelevanten Sortimenten erneut zu über-
prüfen und auf ein für Friesoythe verträgliches 
Maß anzupassen. Darüber hinaus hat der HGV 
Friesoythe eine Stellungnahme zur Verträglich-
keit der Ansiedlung eines Baumarktes mit 
zentrenrelevanten Randsortimenten an der Al-
tenoyther Straße IBöseler Straße in Friesoythe" 
in Auftrag gegeben. Das Gutachten hat sich kri-
tisch mit der CIMA-Verträglichkeitsuntersuchung 
zum Bereich Böseler Straße auseinandergesetzt. 
Insbesondere vor dem Hintergrund der BBE-Er-
gebnisse zu den zentrenrelevanten Sortimenten 
wie zum Beispiel Geschenke, 
Glas/Porzellan/Keramik, Hausrat, die als Kern- 
oder Randsortiment an der Böseler Straße an-
gesiedelt werden sollen, sind wir der Auffassung, 
dass diese Gutachtenergebnisse überprüft und 
mit in das Verfahren einfließen sollten. 

 
B.2 Zum 8ebauungsplan: 
Im Bebauungsplan werden folgende Fest-
setzungen hinsichtlich des Einzelhandels 
getroffen: 

 
9. Kerngebiete 

Es werden zwei Kerngebietsflächen festgesetzt. 
Gegen das Kerngebiet MK2 haben wir aufgrund 
der Lage im zentralen Versorgungsbereich der 
Innenstadt keine Bedenken. Das Kerngebiet MK, 
betreffend stellen wir fest, dass auf der Basis der 
im Bebauungsplanentwurf formulierten textlichen 
Festsetzung ohne weitere Konkretisierung 
Fachmärkte bis zu 3.200 m² Verkaufsfläche in je-
der Sortimentsgruppe realisierbar sind. 
Hier ist auf einen weiteren Widerspruch hinzu-
weisen. Die CIMA geht in ihrer Untersuchung 
von 3.288 m2 Verkaufsfläche aus, die der Famila-
Markt dort bisher nutzt (vgl. CIMA S. 12). In den 
textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan 
(vgl. S. 20) wird von .ca. 2.700 m² Verkaufsflä-
che für das Fachmarktzentrum ausgegangen. 
Hier beseht eine Differenz von 588 m² Ver-
kaufsfläche. Der Gutachter hat 2.950 m² Ver-
kaufsfläche geprüft. 
Wir stellen fest, dass durch die geplante Kern-
gebietsfestsetzung hier eine Konkretisierung 
nicht möglich ist. Es ist aber davon auszuge-
hen, dass die maximal mögliche Verkaufsflä-
che auch realisiert werden wird. Diese Fläche 
wurde zudem von der CIMA nicht mit auf ihre 
Verträglichkeit geprüft. 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
8. Die Ergebnisse des vorliegenden Gutachtens 

werden als für den Abwägungsprozess aus-
reichend eingeschätzt. Die Einbeziehung 
weiterer Ergebnisse aus anderen Gutachten 
zu einem völlig anders gelagertem Vorhaben 
(BBE) hält die Stadt nicht für zielführend. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
9. Das Kerngebiet (MK1) resultiert aus den 

bisherigen Festsetzungen des Bebauungspla-
nes Nr. 25 und wird von der Stadt bewusst im 
Bebauungsplan Nr. 201, allerdings mit einer 
räumlichen Begrenzung (Baugrenzen) über-
nommen. Aus Sicht der Stadt wäre es der Sa-
che (Modernisierung des Gesamtstandortes) 
nicht dienlich, dort weitergehende Beschrän-
kungen, z.B. durch Festsetzung eines Son-
dergebietes vorzusehen. Die Gefahr eines 
länger währenden Leerstandes oder aber die 
Ansiedlung eines für den Bereich wenig at-
traktiven Sonderpostenmarktes könnte die 
Folge sein. 

 Immerhin genießt der Eigentümer der Immobi-
lie Bestandsschutz für die dort realisierte Ver-
kaufsfläche. Selbst im Falle einer Überplanung 
des MK 1 als Sondergebiet könnte aus Grün-
den des Bestandsschutzes eine Nachnutzung 
durch einen Sonderpostenmarkt nur schwer 
abgelehnt werden. Insofern erachtet die Stadt 
die dort vorgesehene Unterbringung von 
Fachmärkten in einer Größenordnung von 
insgesamt 2.700 m² als die bessere Lösung im 
Sinne der Gesamtzielsetzung. 
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10. Die Ergebnisse und Empfehlungen des Gut-
achters hinsichtlich der offenbar geplanten vier 
Fachmärkte sind in keiner Weise berücksich-
tigt und entsprechende Festsetzungen wurden 
nicht vorgenommen. Die IHK hat erhebliche 
Bedenken und stellt fest, dass das Vorhaben 
weder regional noch städtebaulich verträglich 
ist. Sie weist die Stadt Friesoythe darauf hin, 
dass unter diesen Umständen der Be-
bauungsplan nicht gerichtsfest sein dürfte, 
was zu Lasten aller Akteure, vor allem aber 
der Investoren und Gewerbetreibenden am 
Ort, geht.  
Die Stadt begründet die Festsetzung des 
Kerngebietes damit, dass "die Stadt an die-
sem Standort für die Zukunft einen gewissen 
Gestaltungsspielraum bzgl. konkreter Ansied-
lungen offen halten" möchte (vgl. S. 13 der 
Begründungen zum Flächennutzungsplan). 
Wenngleich eine gewisse Flexibilität im Han-
deln aus Sicht der Stadt sicherlich wün-
schenswert wäre, so sollte sie doch den Zielen 
des Einzelhandelsentwicklungskonzeptes, vor 
allem "Stärkung der Innenstadt", entsprechen. 
Dieses ist jedoch mit der getroffenen Festset-
zung nicht gegeben. Eine Planungssicherheit 
für die Akteure ist so nicht gegeben. 

 
11. Zudem ist sich offenbar auch die Stadt dieser 

Problematik bewusst, denn sie schreibt in den 
Begründungen zum Bebauungsplan (S. 18): 
"Im Zusammenhang mit der weiteren Konkre-
tisierung der Nachnutzung der Altimmobilie 
wird die Stadt aber versuchen, auf die Sorti-
mentsstruktur im Kerngebiet Einfluss zu neh-
men; dies wird ggf. im noch abzuschließenden 
städtebaulichen Vertrag ergänzend geregelt." 
Wir stellen fest, dass keine Sicherheit gege-
ben ist, die Ziele des Einzelhandelskonzeptes 
in Friesoythe umzusetzen, denn die Stadt wird 
"versuchen" Einfluss zu nehmen und sie wird 
"ggf." dieses in einem städtebaulichen Vertrag 
"ergänzend" regeln. 

 
 
 
 
 
12. Letztlich sollten apriori nur die Sortimente im 

Bebauungsplan für zulässig erklärt werden, 
die keine Gefährdung für die Einzelhandels-
strukturen in der Friesoyther Innenstadt her-
vorrufen. Die für die Fachmärkte maximal zu-
lässigen Verkaufsflächen und Sortimente 
sollten dann in den textlichen Festsetzungen 
fixiert werden. Wir empfehlen unverändert 
zwingend die Festsetzung eines Sonderge-
bietes, zumal dieses nach unserem Kenntnis-
stand entschädigungsfrei möglich ist, da der 
Plan älter als sieben Jahre ist. 

 
Eingeschränktes Gewerbegebiet:  

10. Die Stadt teilt die Auffassung der IHK in die-
sem Punkt nicht und geht davon aus, dass die 
vorliegenden Bauleitpläne (FNP-Änderung 
und B`Plan) die raumordnerischen Belange in 
angemessener und ausreichender Art würdi-
gen. Unterstützt wird diese Auffassung auch 
durch eine positive Stellungnahme des Land-
kreises Cloppenburg als untere Raumord-
nungsbehörde zur 51. Änderung des Fläche-
nnutzungsplanes. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
11.Die Stadt konnte im bisherigen Verfahren mit 

dem Investor positive Erkenntnisse bzgl. der 
Mitwirkungsbereitschaft feststellen und unter-
stellt diesen positiven Umgang auch für die 
Zukunft. Auch muss anerkannt werden, dass 
ein Projekt solcher Größenordnung mit den 
erforderlichen Investitionen in die Verkehrsin-
frastruktur und die gestalterische Aufwertung 
der angrenzenden Freiflächen (Marktplatz) 
nicht mit einer klassischen Angebotsplanung 
gleich gesetzt werden kann. Vielmehr sind In-
vestor und Stadt als Partner im Sinne einer 
Zielerreichung gleichermaßen aufeinander 
angewiesen. Insofern hält die Stadt  an den  
Formulierungen in der Begründung zum Be-
bauungsplan fest und wird entsprechende Re-
gelungen im städtebaulichen Vertrag  Mit Hin-
weis auf die Ergebnisse der Verträglichkeits-
untersuchung aufnehmen. 

 
12.Die Stadt verzichtet, wie schon mehrfach aus-

geführt, bewusst auf weiter gehende Steue-
rungsinstrument zur Nachnutzung der Be-
standsimmobilie. Solche Festsetzungen 
könnten das gesamte Projekt gefährden. In 
diesem Zusammenhang verweist die Stadt 
auch nochmals auf die Ergebnisse der Ver-
träglichkeitsuntersuchung, wonach die raum-
ordnerische Verträglichkeit des dargestellten 
Vorhabens in seiner Gesamtheit als 
raumordnerisch verträglich beurteilt wird. Der 
Hinweis auf die Möglichkeit einer entschädi-
gungsfreien Änderung des Kerngebietes ist 
richtig, Allerdings muss auch der Bestands-
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Wir begrüßen es, dass die Stadt Friesoythe 
unserer Anregung gefolgt ist, die Größenord-
nung der Verkaufsflächen im eingeschränkten 
Gewerbegebiet zu beschränken. 
Sondergebiet: 
Im geplanten Sondergebiet sind folgende Ver-
kaufsflächen festgesetzt: 4.500 m2 für das SB-
Warenhaus. Diese werden begrenzt auf ma-
ximal 2.600 m² Verkaufsfläche für Sortimente 
aus den Bereichen Lebensmittel, Reformwa-
ren, Gesundheits- und Körperpflege sowie auf 
maximal 1.900 m2 für Sortimente des aperiodi-
schen Bedarfs. Hier wird nur das Sortiment 
Geschenk, Glas/Porzellan/Keramik, Hausrat 
auf max. 575 m² beschränkt. In dem Shop-Be-
reich sind gem. Bebauungsplan max. 520 m² 

Verkaufsfläche zulässig, wobei hier ein Textil-
fachmarkt mit max. 180 m² enthalten sein darf 
und weitere Shops bis 100 m² Verkaufsfläche. 

 
13. An dieser Stelle weisen wir auf folgenden 

Sachverhalt hin: Die Begründungen zum Flä-
chennutzungsplan (S. 15) und zum Be-
bauungsplan (vgl. S. 20) gehen von unter-
schiedlichen Größenordnungen aus. In den 
Begründungen zum Bebauungsplanentwurf 
sind 600 m2 für den Shop-Bereich und in de-
nen des Flächennutzungsplans 520 m2 Ver-
kaufsfläche festgesetzt bzw. dargestellt wor-
den. Dieses sollte vereinheitlicht werden. 

 
14.Nach den textlichen Festsetzungen des Be-

bauungsplanes (vgl. S. 20) umfasst die Mall 
400 m2 Fläche, die ebenfalls der Verkaufsflä-
che zuzurechnen sind, und sowohl im Plan als 
auch in der gutachterlichen Untersuchung bis-
her keinen Eingang gefunden haben. Nach 
diesen Festsetzungen sind in der Mall alle 
zentrenrelevanten Sortimente zulässig. Das 
betrifft auch die vom Gutachter als kritisch 
bewerteten Sortimente wie zum Beispiel 
Schuhe, Spielwaren oder Geschenk, 
Glas/Porzellan/Keramik, Hausrat. Zudem kön-
nen verschiedene Betreiber auf mehreren 
Shops verteilt diese Sortimente anbieten. Die 
damit einhergehenden Auswirkungen sind 
vom Gutachter nicht untersucht worden. Sie 
sollten geprüft werden, um dann die Festset-
zungen des gesamten Vorhabens der Verträg-
lichkeit entsprechend anzupassen. 

 
15.Wir empfehlen unverändert darüber hinaus, 

die Verkaufsfläche für zentrenrelevante Rand-
sortimente im SB-Warenhaus auf maximal 10 
% der Gesamtverkaufsfläche und jeweils ma-
ximal 100 m² Verkaufsfläche je zentren-
relevantem Einzelsortiment zu beschränken. 

 
 
 
 
 

schutz für die Altimmobilie angeführt werden 
und hieraus könnte eine Nachnutzung Rich-
tung Sonderpostenmarkt abgeleitet werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
13.Gem: TF 3.3 wird die Verkaufsfläche in der 

Konzessionärsfläche mit max. 520 m² festge-
setzt. Die Begründung zum Bebauungsplan 
wird entsprechend korrigiert. 

 
 
 
 
 
 
 
 14.Bei der Einschätzung zur Zulässigkeit von 

weiteren 400 m² Verkaufsfläche handelt es 
sich offenbar um eine Fehlinterpretation der 
TF 3.1 bis 3.3. Die Zulässigkeit der Verkaufs-
fläche in der Mall/Konzessionärsfläche wird 
gem. TF 3.3 eindeutig auf max. 520 m² be-
schränkt; weitere Verkaufsflächen sind dort 
nicht zulässig. Die restlichen 480 m² entfallen 
auf die Erschliesßungsfläche innerhalb der 
Mall und sind deshalb in der  Gesamtfläche 
von 5.500 m² gem. TF 3.1 als Einzelhandels-
fläche enthalten. 

 
 
 
 
 
 
 
 
15,Die vorgeschlagene 10 % Regelung ist in der 

Praxis nicht oder kaum realistisch anzuwen-
den und würde darüber hinaus dem Grundge-
danken eines SB-Warenhauses widerspre-
chen. Die unter TF 3.2 getroffenen Festset-
zungen für den periodischen und den aperiodi-
schen Bedarf bei gleichzeitiger Beschränkung 
des Sortimentes Geschenke, Glas, Porzellan 
und Hausrat werden als ausreichend im Sinne 
der Ergebnisse der Verträglichkeitsuntersu-
chung eingeschätzt. 
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16.B.3 Abschließendes Fazit zum Einzelhan-

del: 
Wenngleich auch die IHK eine Modernisierung 
und Konsolidierung des bestehenden Betrie-
bes unterstützt, so ist dennoch im Sinne der 
Stadt Friesoythe noch stärker als bisher da-
rauf zu achten, dass die Kern-Innenstadt wei-
ter gestärkt wird. Dieses Ziel entspricht der 
Leitvorstellung der (niedersächsischen) Raum-
ordnung und hat sich auch die Stadt Fries-
oythe im Einzelhandelskonzept selbst gesetzt. 
Mit der zusätzlichen Festsetzung eines Kern-
gebietes mit zentrenrelevanten Sortimenten 
wird dieses Ziel konterkariert. Auch der Gut-
achter CIMA spricht sich im seinem Gutachten 
immer wieder gegen die geplante Ausweitung 
von zentrenrelevaten Sortimenten aus, erin-
nert an die Ziele der Einzelhandelsentwicklung 
und betont das sehr begrenzte Flächen-
potenzial. Wir empfehlen der Stadt Friesoythe 
unbedingt, hier an den Festsetzungen des Be-
bauungsplanes noch weiter nachzubessern 
und statt des Kerngebietes ein Sondergebiet 
festzusetzen sowie die zentrenrelevanten 
Sortimente weiter zu reduzieren. 
 

17.Die IHK hat erhebliche Bedenken und stellt 
fest, dass das Vorhaben weder regional noch 
städtebaulich verträglich ist. Sie weist die 
Stadt Friesoythe darauf hin, dass unter diesen 
Umständen der Bebauungsplan nicht ge-
richtsfest sein dürfte, was zu Lasten aller Ak-
teure, vor allem aber der Investoren und 
Händlerschaft am Ort, geht. 

 
 
 
 
18. C. Zum Immissionsschutz: 

In der Begründung zum Bebauungsplan wer-
den auf Seite 28 unter den Punkten e und g 
Aussagen 
zum Immissionsschutz gemacht, die wir so 
nicht teilen können. Denn schon auf Seite 21 
der Begründung wurde unter dem letzen Ab-
satz zu Punkt 7.1.1 geäußert, dass im Hinblick 
auf die Wohnqualität (Lärm) sonstiges Woh-
nen nur oberhalb des Erdgeschosses zulässig 
sein soll. Weitere Aussagen zu den Auswir-
kungen der Planungen auf den Gewerbe- und 
den Verkehrslärm werden nicht gemacht. 
Ohne eine gutachterliche Aussage zu den 
Auswirkungen auf den Immissionsschutz, 
können wir uns zu den Planungen jedoch nicht 
abschließend äußern. Wir empfehlen daher, 
die Lärmsituation durch eine schalltechnische 
Stellungnahme untersuchen zu lassen. 
 

 
16. Die Stadt begrüßt zwar ausdrücklich die kriti-

sche Auseinandersetzung der IHK zum 
Thema Einzelhandel und nimmt die Hinweise 
zur Kenntnis, hält aber im Interesse des ein-
geleiteten Modernisierungsprozesses für den 
Standort an ihren bisherigen Planungszielen 
fest. Die Ergebnisse der Verträglichkeitsunter-
suchung zeigen die raumordnerischen Aus-
wirkungen umfangreich und hinreichend auf. 
Mit weitestgehender Befolgung der dort 
empfohlenen Maßnahmen und Übernahme 
der wichtigsten Beschränkungen im Be-
bauungsplan kann den Belangen der Raum-
ordnung und den städtebaulichen Aspekten 
gem. § 11 Abs. 3 BauNVO entsprochen wer-
den.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
17.Wie gutachterlich nachgewiesen werden konn-

te, ist die beabsichtigte Entwicklung regional 
und städtebaulich verträglich. Unterstützung 
erfährt diese Einschätzung durch die positive 
Stellungnahme (51.FNP-Änderung) des Lkr. 
CLP als untere Raumordnungsbehörde. Aber 
auch die Versorgungsfunktion des Mittelzent-
rums im regionalen Umfeld und die integrierte 
Lage des Entwicklungsbereichs sind in diesem 
Zusammenhang zu benennen bzw. liefern 
Gründe für die Verträglichkeit der Planung.  

 
18. Die Hinweise zum Immissionsschutz werden 

zur Kenntnis genommen. Weitergehender 
Handlungsbedarf ist aber hieraus nicht abzu-
leiten, da die zulässige oder auch ausnahms-
weise zulässige Wohnnutzungen (MK, GE, 
So) keine weitergehenden Schutzansprüche 
erzeugen. Die Beschränkung der Zulässigkeit 
von Wohnen im MK auf die Obergeschosse 
trägt dem Ziel Rechnung, die Erdgeschoss-
zone gewerblichen Nutzungen (Handel, 
Dienstleistung oder Gastronomie) vorzuhalten.  
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Landkreis Cloppenburg vom 29.01.2010 

Bebauungsplan Nr. 201 „Ellerbrocker Straße / Am Alten Hafen“ 

Hinweise/Anregungen Abwägungsvorschlag 

 
1. Der Bebauungsplan setzt neben einem 

Sondergebiet SB Warenhaus ein Kerngebiet 
fest. Um evtl. nachteilige Auswirkungen i.S. 
des § 11 Abs.3 BauNVO der zulässigen Nut-
zungen zu untersuchen, hat die Stadt eine 
Verträglichkeitsstudie in Auftrag gegeben. Bei 
der Nachfolgenutzung des bisherigen 
Familamarktes geht die Studie von mehreren 
Fachmärkten mit unterschiedlichen Verkaufs-
flächen aus. Da es sich bei dem Bebauungs-
plan nicht um einen vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan handelt, sondern um einen An-
gebotsplan und großflächige Einzelhandels-
betriebe gemäß § 11 Abs.3 BauNVO nicht nur 
im Sondergebiet sondern auch in Kerngebie-
ten zulässig sind, ist es bei der derzeitigen 
Festsetzung des Kerngebietes nicht ausge-
schlossen, dass die bisherige Familafläche als 
Einzelmarkt genutzt werden kann und dies zu 
nachteiligen Auswirkungen führen kann, die 
von der Studie nicht untersucht wurden. 

 
2. In der textlichen Festsetzung Nr. 4.2 wird zur 

Ermittlung der Grundfläche und der anteiligen 
Begrünung auf Nr. 6 der textlichen Festset-
zung verwiesen. Hier ist auf Nr. 8 zu verwei-
sen; Nr. 6 regelt die zulässigen Gebäude und 
Traufhöhen. 
Aus naturschutzfachlicher Sicht bestehen ge-
gen den v.g. Bebauungsplanentwurf keine 
grundsätzlichen Bedenken. 

 
3. Soweit das Ortsbild mit den als erhaltenswert 

festgesetzten Einzelbäumen dauerhaft erhal-
ten werden soll, ist eine textliche Festsetzung 
aufzunehmen, die bei natürlichem Abgang, bei 
widerrechtlicher Beseitigung oder bei einer 
Befreiung eine Nachpflanzung mit einem 
standortgerechten, heimischen Laubbaum re-
gelt. 

 
4. Bei der Eingriffsbilanzierung wird ein Kompen-

sationsdefizit von 643 Werteinheiten nach 
dem Städtetagsmodell ermittelt. Dieses Defizit 
resultiert vorwiegend durch die Erhöhung der 
zulässig versiegelnden Fläche. Im Verhältnis 
des Bestands- und Planungswertes zum 
Kompensationsdefizit ist dieses Defizit erheb-
lich. Laut Urteil des OVG NW vom 30.06.1999 
- 78 D 1641 97 NE - war ein rechnerisches 
Ausgleichsdefizit von rund 2 % des ermittelten 
Zustandswertes der von den planerischen 
Eingriffen betroffenen Grundflächen hinnehm-
bar und lag Im Spektrum einer sachgerechten 
Abwägung. Bel einem Planungswert von 

 
1. Dieser Sachverhalt ist der Stadt bekannt. Die 

Stadt hat in diesem speziellen Fall in Anbe-
tracht des bisherigen Planungsrechtes und 
der noch nicht konkret gefassten Nachnut-
zungsüberlegungen für die Bestandimmobilie  
auf die Festsetzung eines weiteren Sonder-
gebietes verzichtet. Die Stadt wird allerdings 
in den städtebaulichen Vertrag Regelungen 
zur Sicherstellung der raumordnerischen Ver-
träglichkeit aufnehmen. Grundlage für diese 
Regelungen liefern die Ergebnisse der Ver-
träglichkeitsuntersuchung sowie die im Ein-
zelhandelskonzept erarbeitete „Friesoyther 
Liste“ 

 Mit diesen Regelungen können evtl. zu be-
fürchtende Fehlentwicklungen verhindert wer-
den.  

 
 
 
 
 
2.  Die Textliche Festsetzung wird entsprechend 

überarbeitet. 
 
 

 
 
 
 
 
 
3. Da zu erhaltende  Bäume nur im Bereich des 

nördlichen Marktplatzes, also auf öffentlichen 
Bereich festgesetzt werden, verzichtet die 
Stadt auf solch eine Regelung. 

 
 
 
 
 

4. Die Stadt schätzt den rein rechnerisch ermit-
telten Kompensationsbedarf nicht als aus-
gleichspflichtigen Eingriff ein. Anzumerken ist 
in diesem Zusammenhang auch, dass der ge-
samte Bereich durch die Stellplatzbegrünung 
und die Freiflächengestaltungen zusätzlich 
eine gewisse  ökologische Aufwertung  
(Landschaftsbild, Kleinklima) erfahren wird. 
Desweiteren wäre dieser Eingriff  auch bereits 
schon auf Grundlage der bestehenden Pla-
nungsrechte dort möglich. Deshalb verzichtet 
die Stadt gem. § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB auf  
einen Ausgleich. 
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5.160 Werteinheiten und einem Kompensati-
onsdefizit von 643 Werteinheilen entspricht 
dies einem Wert von 16 %. 

 
5. Die Stellungnahme des Ordnungsamtes, 32.6 

Verkehrslenkung- und -sicherung liegt mir 
noch nicht vor. Sobald das Protokoll der Be-
sprechung vom 17.12.2009 bei der Stadt 
Friesoythe dort vorliegt, werde ich meine 
Stellungnahme ggfls. entsprechend ergänzen. 

 
 
 
 

5. Zur Besprechung vom 17.12. 2009 (Organisa-
tion des ÖPNV) liegen der Stadt zwischen-
zeitlich positive Stellungnahmen der Busbe-
triebsgesellschaft und der Landesbehörde für 
Straßenbau und Verkehr vor.  

 Die Verlegung der Bushaltestelle auf die Ost-
seite der Thüler Straße hat jedoch keine Aus-
wirkungen auf die vorliegende Bauleitplanung, 
da diese Anlage innerhalb der bestehenden 
öffentlichen Verkehrsfläche umgesetzt wird. 
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Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr vom 20.01.2010 

Bebauungsplan Nr. 201 „Ellerbrocker Straße / Am Alten Hafen“ 

Hinweise/Anregungen Abwägungsvorschlag 

 
Gegen die mit Beteiligung des Geschäftsbe-
reiches Lingen aufgestellte Planung bestehen 
keine grundsätzlichen Bedenken. 
 
1. Über den Bau der Maßnahmen im Bereich der 

Bundesstraße 72 (Rampe) und der Landes-
straße 831 (Ellerbrocker Straße) wird der Ab-
schluss einer Vereinbarung zwischen der 
Stadt und dem Bund/Land erforderlich. Grund-
lage der Vereinbarung ist ein im Einverneh-
men mit dem Geschäftsbereich Lingen noch 
aufzustellender Straßenentwurf. Kostenträger 
der Erschließungsmaßnahmen ist die Stadt 
Friesoythe. Soweit dem Bund oder dem Land 
durch die Maßnahmen Mehrunterhaltungs-
kosten entstehen, sind diese von der Stadt 
Friesoythe durch Zahlung einer Ablösesumme 
zu erstatten: Die Regelungen erfolgen in der 
noch abzuschließenden Vereinbarung. 

 
2. Ich bitte, den Geschäftsbereich Lingen an der 

weiteren Planung rechtzeitig zu beteiligen. 
 
 
3. Nach Abschluss des Verfahrens bitte ich unter 

Bezug auf Ziff. 38.2 der Verwaltungsvorschrif-
ten zum BauGB um Übersendung von 2 Ab-
lichtungen der gültigen Bauleitplanung einschl. 
Begründung. 

 
 
 
 
 

1. Die Stadt wird eine entsprechende Verein-
barung mit Bund/Land zur Umgestaltung der 
klassifizierten Straßen zu gegebener Zeit ab-
schließen. Zur Zeit werden die Entwurfs-
unterlagen durch Fachbüros ausgearbeitet. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
2. Der Geschäftsbereich wird an der weiteren 
Planung zu den Umgestaltungsmaßnahmen 
an den klassifizierten Straßen beteiligt. 

 
3. Nach Abschluss des Bauleitplanverfahrens 
wird die Stadt der Landesbehörde die ge-
wünschten Unterlagen übersenden. 
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EWE Netz GmbH vom 22.01.2010 

Bebauungsplan Nr. 201 „Ellerbrocker Straße / Am Alten Hafen“ 

Hinweise/Anregungen Abwägungsvorschlag 

. 
Wir haben den Planentwurf mit Begründung auf 
Ihrer Hamepage eingesehen. Gegen die Bauleit-
planung bestehen keine Bedenken. 
 
Im räumlichen Geltungsbereich des Bebauungs-
planes/Flächennutzungsplanes befinden sich 
umfangreiche Strom- Gas und Telekommu-
nikationsnetze der EWE NETZ GmbH. Bei allen 
Leitungen muss eine ständige Erreichbarkeit für 
uns gegeben sein, um Unterhaltungs-, Wartungs- 
oder Reparaturarbeiten durchführen zu können. 
Bestehende Rechte müssen erhalten bleiben.  

 
Eventuell sind Sicherungsmaßnahmen oder 
Umlegungen von Versorgungsleitungen erfor-
derlich. In diesem Fall muss sichergestellt sein, 
dass unsere Leitungstrassen, Stations- und 
Verteilerplätze untergebracht werden können. Zur 
besseren Abstimmung bitten wir die Bauherren 
oder deren Planer rechtzeitig vor Baubeginneinen 
Ortstermin mit unserem Montagemeister Herrn 
Dumstorff, Telefon 0447113-273 zu vereinbaren. 
Vor Baubeginn besteht Erkundigungs- und 
Sicherungspflicht. Bauplanende und 
bauausführende Firmen müssen angewiesen 
werden, sich aktuelle Planauskunft bei der EWE 
NETZ GmbH einzuholen. 

 
 
 
 
 

Die Lage der Leitungen wurde überprüft. Diese 
Leitungen verlaufen innerhalb öffentlicher Ver-
kehrsflächen, die auch weiterhin als Verkehrs-
flächen, z.T. als private, genutzt werden. Diese 
Trassen der Versorgungsleitungen wurden durch 
Geh-, Fahr- und Leitungsrechte im Entwurf zum 
Bebauungsplan gesichert. 
 
Sollte aufgrund von Baumaßnahmen dennoch 
eine Verlegung von Leitungen erforderlich wer-
den, so wird die EWE rechtzeitig vor Beginn der 
Baumaßnahme durch den Bauherrn informiert. 
Die Stadt weist den Bauherren auf diese 
Notwendigkeit hin. 
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TELEKOM vom 20.01.2010 

Bebauungsplan Nr. 201 „Ellerbrocker Straße / Am Alten Hafen“ 

Hinweise/Anregungen Abwägungsvorschlag 

 
Gegen die o. a. Planung haben wir keine Ein-
wände. 
 
Wir weisen auf folgendes hin: Im Planbereich 
liegen Telekommunikationskabel der Deutschen 
Telekom AG, die ggf. von Straßenbau-
maßnahmen berührt werden und infolgedessen 
verändert oder verlegt werden müssen. 
Wir bitten Sie, sich mindestens 4 Wochen vor 
Baubeginn mit dem zuständigen Ressort Pro-
duktion Technische Infrastruktur Oldenburg, 
Ammerländer Heerstraße 140, 26129 Oldenburg, 
Tel. (0441) 2 34 / 65 86 in Verbindung zu setzen, 
damit alle erforderlichen Maßnahmen (Bau-
vorbereitung, Kabelbestellung, Kabelverlegung 
usw.) rechtzeitig eingeleitet werden können. 

 
 
 
 

Die Lage der Leitungen wurde überprüft. Diese 
Leitungen verlaufen innerhalb öffentlicher Ver-
kehrsflächen, die auch weiterhin als Verkehrs-
flächen, z.T. als private, genutzt werden. Diese 
Trassen der Versorgungsleitungen wurden durch 
Geh-, Fahr- und Leitungsrechte im Entwurf zum 
Bebauungsplan gesichert. 
Sollte aufgrund von Baumaßnahmen dennoch 
eine Verlegung von Leitungen erforderlich wer-
den, so wird die Telekom rechtzeitig vor Beginn 
der Baumaßnahme durch den Bauherrn 
informiert. Die Stadt weist den Bauherren auf 
diese Notwendigkeit hin. 

 
 

 

 


